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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EG) Nr. 708/2007 DES RATES

vom 11. Juni 2007

über die Verwendung nicht heimischer und gebietsfremder Arten in der Aquakultur

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37 und Artikel 299
Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 6 des Vertrags müssen die Erfordernisse des
Umweltschutzes bei der Festlegung und Durchführung der
Gemeinschaftspolitiken und -maßnahmen insbesondere zur
Förderung einer nachhaltigen Entwicklung Berücksichti-
gung finden.

(2) Die Aquakultur ist ein schnell wachsender, innovations-
freudiger Sektor auf der Suche nach neuen Absatzmärkten.
Um die Produktion den Marktverhältnissen anzupassen, ist
es wichtig, dass Aquakulturbetriebe ihre Artenpalette
diversifizieren.

(3) In der Vergangenheit hat die Aquakulturindustrie von der
Einführung nicht heimischer Arten und der Umsiedlung
gebietsfremder Arten (z. B. Regenbogenforelle, Pazifische
Auster und Lachs) wirtschaftlich profitiert, und als
politische Zielsetzung für die Zukunft gilt, die Vorteile
einer solchen Einführung oder Umsiedlung zu optimieren,
gleichzeitig jedoch Veränderungen der Ökosysteme zu
vermeiden, negative biologische Wechselwirkungen, ein-
schließlich genetischer Veränderungen, mit heimischen
Populationen zu verhindern und die Ausbreitung von
Nichtzielarten sowie negative Auswirkungen auf natürliche
Lebensräume zu begrenzen.

(4) Invasive nicht heimische Arten gelten als eine der Haupt-
ursachen für den Verlust heimischer Arten und die
Bedrohung der Artenvielfalt. Gemäß Artikel 8 Buchstabe h
des Übereinkommens über die biologische Vielfalt, dem die
Europäische Gemeinschaft als Vertragspartei angehört, sind
die Vertragsparteien verpflichtet, soweit möglich und sofern
angebracht, die Einbringung nicht heimischer Arten, welche
Ökosysteme, Lebensräume oder Arten gefährden, zu
verhindern, diese Arten zu kontrollieren oder zu beseitigen.
Die Vertragsstaatenkonferenz hat insbesondere die Ent-
scheidung VI/23 über nicht heimische Arten, die Ökosys-
teme, Lebensräume oder Arten bedrohen, erlassen, in deren
Anhang Leitsätze zur Prävention, Einbringung sowie zu
Gegenmaßnahmen gegenüber den Auswirkungen von
gebietsfremden Arten, die Ökosysteme, Habitate oder Arten
gefährden, festgelegt sind.

(5) Auch die Umsiedlung von Arten innerhalb ihrer natür-
lichen Verbreitungszone in Gebiete, in denen sie aus
besonderen biogeografischen Gründen nicht vorkommen,
kann Ökosysteme in diesen Gebieten bedrohen und sollte
ebenfalls in diese Verordnung einbezogen werden.

(6) Die Gemeinschaft sollte sich daher eine eigene Rahmen-
regelung an die Hand geben, welche die aquatischen
Lebensräume angemessen vor den Risiken schützt, die mit
der Verwendung nicht heimischer Arten in der Aquakultur
einhergehen. Diese Rahmenregelung sollte Verfahrensvor-
schriften für die Analyse potenzieller Risiken, die Durch-
führung von präventions- und vorsorgeorientierten
Maßnahmen und erforderlichenfalls die Festlegung von
Krisenplänen umfassen. Diese Vorschriften sollten an den
bisherigen Erfahrungen mit bestehenden freiwilligen Rah-
menregelungen ausgerichtet werden, insbesondere den
Verhaltensregeln des Internationalen Rates für Meeres-
forschung (ICES) zur Einführung und zum Transfer mariner
Organismen und den Verhaltensregeln und Verfahrensvor-
schriften der Beratenden Kommission für Europäische
Binnenfischerei (EIFAC) für die Prüfung der Einführung
und des Transfers von Meeres- und Süßwasserorganismen.
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(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen sollten
unbeschadet der Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom
27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (1), der
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild
lebenden Tiere und Pflanzen (2), der Richtlinie 2000/60/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Okto-
ber 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für
Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasser-
politik (3) und der Richtlinie 2006/88/EG des Rates vom
24. Oktober 2006 mit Gesundheits- und Hygienevor-
schriften für Tiere in Aquakultur und Aquakulturerzeug-
nisse und zur Verhütung und Bekämpfung bestimmter
Wassertierkrankheiten (4) gelten.

(8) Die Risiken, die mitunter weit reichende Auswirkungen
haben können, treten anfänglich in begrenzten örtlichen
Gebieten stärker zutage. Örtliche aquatische Lebensräume
zeichnen sich innerhalb der Gemeinschaft durch sehr
unterschiedliche Merkmale aus, und die Mitgliedstaaten
verfügen über geeignete Informationen und den erforder-
lichen Sachverstand, um die Risiken für aquatische Lebens-
räume unter ihrer Hoheit oder Gerichtsbarkeit zu bewerten
und zu bewältigen. Daher sollten für die Durchführung der
in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen in erster
Linie die Mitgliedstaaten zuständig sein.

(9) Es sollte berücksichtigt werden, dass für Verbringungen
nicht heimischer oder gebietsfremder Arten in geschlossene
Aquakulturanlagen, die sicher sind und bei denen die
Gefahr, dass Organismen aus der Aquakultur entweichen
könnten, sehr gering ist, keine vorherige Umweltverträg-
lichkeitsprüfung erforderlich sein sollte.

(10) Für Fälle, in denen die Risiken hoch sind und andere
Mitgliedstaaten in Mitleidenschaft gezogen werden können,
sollte jedoch ein Gemeinschaftssystem für die Anhörung
interessierter Parteien und die Validierung von Genehmi-
gungen vor ihrer Erteilung durch die Mitgliedstaaten
geschaffen werden. Für die im Rahmen dieser Anhörung
erforderlichen wissenschaftlichen Informationen sollte der
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 des Rates vom
20. Dezember 2002 über die Erhaltung und nachhaltige
Nutzung der Fischereiressourcen im Rahmen der gemein-
samen Fischereipolitik (5) eingesetzte Wissenschafts-, Tech-
nik- und Wirtschaftsausschuss für die Fischerei (Scientific,
Technical and Economic Committee for Fisheries — STECF)
und für die Anhörung von Interessengruppen in den
Bereichen Aquakultur und Umweltschutz der mit dem
Beschluss 1999/478/EG der Kommission (6) eingesetzte
Beratende Ausschuss für Fischerei und Aquakultur heran-
gezogen werden.

(11) Verschiedene nicht heimische Arten werden in bestimmten
Gebieten der Gemeinschaft seit langem in der Aquakultur
allgemein verwendet. Für die damit verbundenen Tätigkei-
ten sollte daher eine differenzierte Behandlung vorgesehen
werden, die ihre Entwicklung ohne zusätzlichen Verwal-
tungsaufwand erleichtert, sofern die Quelle Bestände liefern
kann, die frei von Nichtzielarten sind. Mitgliedstaaten, die
die Verwendung solcher seit langem verwendeten Arten in
ihrem Hoheitsgebiet beschränken möchten, sollte dies
gestattet sein.

(12) Die vorliegende Verordnung hindert die Mitgliedstaaten in
keiner Weise, die Haltung nicht heimischer oder gebiets-
fremder Arten in privaten Aquarien oder Gartenteichen
durch innerstaatliche Vorschriften zu regeln.

(13) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der
Modalitäten für die Ausübung der der Kommission über-
tragenen Durchführungsbefugnisse (7) erlassen werden.

(14) Aus Effizienzgründen sollte für Änderungen der Anhänge I,
II, III und IV der vorliegenden Verordnung, die zur
Anpassung an den technischen und wissenschaftlichen
Fortschritt erforderlich sind, das Verwaltungsverfahren im
Sinne des Artikels 30 Absatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 2371/2002 zur Anwendung kommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

GEGENSTAND, GELTUNGSBEREICH UND
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand

Mit dieser Verordnung werden Rahmenvorschriften für die
Aquakulturbewirtschaftung nicht heimischer und gebietsfremder
Arten mit dem Ziel festgelegt, mögliche Auswirkungen dieser
Arten oder vergesellschafteter Nichtzielarten auf aquatische
Lebensräume zu prüfen und möglichst gering zu halten und
auf diese Weise die nachhaltige Entwicklung des Sektors zu
fördern.

Artikel 2

Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die Einführung nicht heimischer
und die Umsiedlung gebietsfremder Arten für die Zwecke der
Aquakultur in der Gemeinschaft nach dem Zeitpunkt, an dem
diese Verordnung gemäß Artikel 25 Absatz 1 wirksam geworden
ist.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für die Umsiedlung gebiets-
fremder Arten innerhalb eines Mitgliedstaats, es sei denn,
aufgrund wissenschaftlicher Gutachten besteht Grund zur
Annahme, dass die Umwelt durch die Umsiedlung gefährdet
wird. Für den Fall, dass ein Beratungsausschuss gemäß Artikel 5
benannt wurde, ist dieser für die Bewertung der Risiken
zuständig.
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(3) Diese Verordnung betrifft alle Aquakulturtätigkeiten unter
der Hoheitsgewalt der Mitgliedstaaten ungeachtet ihrer Größe
oder Besonderheiten. Sie erstreckt sich auf alle gezüchteten nicht
heimischen und gebietsfremden Wasserorganismen. Sie gilt für
die Bewirtschaftung in jeder Art von Wassermedium.

(4) Diese Verordnung gilt nicht für die Haltung von Zier-
wassertieren oder -pflanzen in Tierhandlungen, Gartenzentren,
umschlossenen Gartenteichen oder Aquarien, wenn die Anforde-
rungen des Artikels 6 der Entscheidung 2006/656/EG der
Kommission vom 20. September 2006 über die Veterinär-
bedingungen und Veterinärbescheinigungen für die Einfuhr von
Zierfischen (1) erfüllt sind, oder in Anlagen mit Abwasserbe-
handlungssystemen, die den Zielen des Artikels 1 gerecht
werden.

(5) Diese Verordnung gilt mit Ausnahme der Artikel 3 und 4
nicht für die in Anhang IV genannten Arten. Die Risikobe-
wertung gemäß Artikel 9 gilt nicht für die in Anhang IV
genannten Arten, außer in den Fällen, in denen die Mitglied-
staaten Maßnahmen erlassen möchten, um die Verwendung der
betreffenden Arten in ihrem Hoheitsgebiet zu beschränken.

(6) Für Verbringungen nicht heimischer oder gebietsfremder
Arten in geschlossene Aquakulturanlagen ist keine vorherige
Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich, außer wenn die
Mitgliedstaaten geeignete Maßnahmen erlassen möchten.

(7) Die Einführung und Umsiedlung zur Verwendung in
geschlossenen Aquakulturanlagen wird in Zukunft möglicher-
weise aufgrund neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse oder
Gutachten von der Genehmigungspflicht gemäß Kapitel III
ausgenommen werden. Neue wissenschaftliche Erkenntnisse im
Bereich der Biosicherheit moderner geschlossener Systeme sind
unter anderem von den aus Gemeinschaftsmitteln finanzierten
Forschungsarbeiten über gebietsfremde Arten zu erwarten. Der
entsprechende Beschluss wird spätestens am 31. März 2009 nach
dem Verfahren des Artikels 24 gefasst werden.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. „Aquakultur“ eine Tätigkeit im Sinne des Artikels 3 Buch-
stabe d der Verordnung (EG) Nr. 1198/2006 des Rates vom
27. Juli 2006 über den Europäischen Fischereifonds (2);

2. „offene Aquakulturanlage“ eine Anlage, in der die Bewirt-
schaftung in einem Wassermedium erfolgt, das von den
natürlichen Gewässern der Umgebung nicht durch Hinder-
nisse getrennt ist, die das Entweichen aufgezogener
Organismen oder biologischen Zuchtmaterials, die bzw.
das überleben und sich somit vermehren könnte(n),
verhindern;

3. „geschlossene Aquakulturanlage“ eine Anlage, in der die
Bewirtschaftung in einem Wassermedium mit Wasserrück-
führung erfolgt, das von den natürlichen Gewässern der
Umgebung durch Hindernisse getrennt ist, die das Ent-
weichen aufgezogener Organismen oder biologischen

Zuchtmaterials, die bzw. das überleben und sich somit
vermehren könnte(n), verhindern;

4. „Wasserorganismus“ jede im Wasser lebende Art aus dem
Tier-, Pflanzen- und Protistenreich, einschließlich Teilen,
Gameten, Samen, Eiern oder Propagationsformen dieser
Lebewesen, die überleben und sich anschließend vermehren
könnten;

5. „polyploide Organismen“ künstlich eingeführte tetraploide
Organismen (4N). Dabei handelt es sich um Wasser-
organismen, bei denen die Zahl der Zellchromosomen
durch Zellmanipulation verdoppelt wurde;

6. „nicht heimische Art“

a) eine Art oder Unterart eines Wasserorganismus, die
außerhalb ihres bekannten natürlichen Lebensbereichs
und ihres potenziellen natürlichen Verbreitungsge-
bietes vorkommt;

b) polyploide Organismen und fruchtbare künstlich
hybridisierte Arten ungeachtet ihres natürlichen oder
potenziellen Verbreitungsgebietes;

7. „gebietsfremde Art“ eine Art oder Unterart eines Wasser-
organismus, die aus biogeografischen Gründen in einem
Gebiet innerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebietes
nicht vorkommt;

8. „Nichtzielart“ jede Art oder Unterart eines Wasserorganis-
mus, die der aquatischen Umwelt schaden kann und mit
einem eingeführten oder umgesiedelten Wasserorganismus
zufällig mitverbracht wird, mit Ausnahme der durch die
Richtlinie 2006/88/EG erfassten Krankheitserreger;

9. „Verbringung“ die Einführung und/oder Umsiedlung;

10. „Einführung“ das absichtliche Verbringen einer nicht
heimischen Art in ein Milieu außerhalb ihres natürlichen
Lebensbereichs zur Verwendung in der Aquakultur;

11. „Umsiedlung“ das absichtliche Verbringen einer gebiets-
fremden Art innerhalb ihres natürlichen Verbreitungsge-
biets in ein Gebiet, in dem sie aus biogeografischen
Gründen bisher nicht vorkam, zur Verwendung in der
Aquakultur;

12. „Pilotphase“ die Einführung nicht heimischer Arten oder die
Umsiedlung gebietsfremder Arten in begrenzter Menge zur
Bewertung der ökologischen Wechselwirkung mit hei-
mischen Arten und Lebensräumen, um die Hypothesen
der Risikobewertung zu überprüfen;

13. „Antragsteller“ die natürliche oder juristische Person oder
Einrichtung, die die Einführung oder Umsiedlung eines
Wasserorganismus beantragt;

14. „Quarantäne“ ein Verfahren, wonach Wasserorganismen
und vergesellschaftete Organismen in völliger Absonderung
von ihrem Umfeld gehalten werden können;
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15. „Quarantänestation“ eine Einrichtung, in der Wasserorga-
nismen und vergesellschaftete Organismen in völliger
Absonderung von ihrem Umfeld gehalten werden können;

16. „routinemäßige Verbringung“ die Verbringung von Wasser-
organismen aus einer Quelle, bei der nur ein geringes Risiko
der Verbringung von Nichtzielarten besteht und bei der es
in Anbetracht der Merkmale der Wasserorganismen und/
oder des verwendeten Aquakulturverfahrens — beispiels-
weise geschlossene Systeme im Sinne von Nummer 3 —

nicht zu negativen ökologischen Auswirkungen kommt;

17. „nicht routinemäßige Verbringung“ jede Verbringung von
Wasserorganismen, die die Kriterien für die routinemäßige
Verbringung nicht erfüllt;

18. „Aufnahmemitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, in dessen
Hoheitsgebiet die nicht heimische Art eingeführt bzw. die
gebietsfremde Art umgesiedelt wird;

19. „Herkunftsmitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, aus dessen
Hoheitsgebiet die nicht heimische Art eingeführt bzw. die
gebietsfremde Art umgesiedelt wird.

KAPITEL II

ALLGEMEINE VERPFLICHTUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN

Artikel 4

Maßnahmen zur Vermeidung negativer Auswirkungen

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass alle erforderlichen
Maßnahmen getroffen werden, um negative Auswirkungen auf
die Artenvielfalt und insbesondere auf Arten, Lebensräume und
Ökosysteme zu vermeiden, von denen erwartet werden kann,
dass sie sich aus der Einführung oder Umsiedlung von Wasser-
organismen und Nichtzielarten in der Aquakultur und aus der
Ausbreitung dieser Arten in natürliche Lebensräume ergeben.

Artikel 5

Entscheidungsfindung und Beratungsgremien

Die Mitgliedstaaten benennen die für die Kontrolle der Ein-
haltung der Vorschriften dieser Verordnung zuständige(n)
Behörde(n) (nachstehend „zuständige Behörde“ genannt). Jede
zuständige Behörde kann sich von einem von ihr ernannten
Beratungsausschuss unterstützen lassen, dem auch wissenschaft-
liche Experten angehören (nachstehend „Beratungsausschuss“
genannt). Ernennt ein Mitgliedstaat keinen Beratungsausschuss,
so übernimmt die zuständige Behörde die dem Beratungsaus-
schuss aus dieser Verordnung erwachsenden Aufgaben.

KAPITEL III

GENEHMIGUNG

Artikel 6

Antrag auf eine Genehmigung

(1) Aquakulturbetreiber, die beabsichtigen, nicht heimische
Arten einzuführen oder gebietsfremde Arten, die nicht unter
Artikel 2 Absatz 5 fallen, umzusiedeln, müssen bei der
zuständigen Behörde des Aufnahmemitgliedstaats einen Antrag
auf Genehmigung stellen. Anträge können für mehrere

Verbringungen über einen Zeitraum von höchstens sieben Jahren
gestellt werden.

(2) Der Antragsteller legt zusammen mit dem Antrag die
entsprechend den Leitlinien in Anhang I erstellten Unterlagen
vor. Der Beratungsausschuss prüft, ob die Anträge alle Angaben
enthalten, die zur Bewertung der Frage, ob es sich bei der
beantragten Verbringung um eine routinemäßige oder eine nicht
routinemäßige Verbringung handelt und der Antrag somit
zulässig ist, erforderlich sind, und unterrichtet die zuständige
Behörde über seine Stellungnahme.

(3) Bis zum Ende des Genehmigungszeitraums kann ein Antrag
auf erneute Genehmigung unter Berufung auf die vorherige
Genehmigung gestellt werden. Sind keine nachgewiesenen
negativen Auswirkungen auf die Umwelt zu verzeichnen, so
wird die beantragte Verbringung als routinemäßige Verbringung
eingestuft.

Artikel 7

Art der beantragten Verbringung

Der Beratungsausschuss prüft, ob es sich bei der beantragten
Verbringung um eine routinemäßige oder eine nicht routine-
mäßige Verbringung handelt und ob vor der betreffenden Phase
eine Quarantäne oder Pilotphase erforderlich ist, und unterrichtet
die zuständige Behörde über seine Stellungnahme.

Artikel 8

Routinemäßige Verbringungen

Bei routinemäßigen Verbringungen kann die zuständige Behörde
eine Genehmigung erteilen, gegebenenfalls mit der Auflage einer
Quarantäne oder Pilotphase im Sinne der Kapitel IV und V.

Artikel 9

Nicht routinemäßige Verbringungen

(1) Bei nicht routinemäßigen Verbringungen wird eine
Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne des Anhangs II durch-
geführt. Die zuständige Behörde entscheidet darüber, ob der
Antragsteller selbst oder eine unabhängige Stelle für die Durch-
führung der Umweltverträglichkeitsprüfung zuständig ist und
wer die Kosten trägt.

(2) Auf der Grundlage der Umweltverträglichkeitsprüfung teilt
der Beratungsausschuss der zuständigen Behörde seine Ein-
schätzung des Risikos mit; er verwendet hierfür das Kurz-
berichtsformular gemäß Anhang II Teil 3. Hält der
Beratungsausschuss das Risiko für gering, so kann die zuständige
Behörde ohne weitere Formalitäten die Genehmigung erteilen.

(3) Hält der Beratungsausschuss das mit der beantragten
Verbringung verbundene Risiko für hoch oder mittelhoch im
Sinne des Anhangs II Teil 1, so prüft er den Antrag in Beratung
mit dem Antragsteller, um festzustellen, ob Methoden oder
Technologien zur Verfügung stehen, mit denen sich das Risiko
auf ein niedriges Niveau mindern lässt. Der Beratungsausschuss
teilt der zuständigen Behörde die Ergebnisse seiner Prüfung mit
und präzisiert dabei das Risikoniveau sowie seine Gründe für
eine etwaige Risikominderung anhand des Formulars gemäß
Anhang II Teil 3.
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(4) Die zuständige Behörde darf nicht routinemäßige Ver-
bringungen nur genehmigen, wenn die Risikobewertung,
einschließlich etwaiger Risikominderungsmaßnahmen, ein gerin-
ges Umweltrisiko ergibt. Jede Ablehnung eines Genehmigungs-
antrags ist wissenschaftlich zu begründen; reichen die
wissenschaftlichen Angaben nicht aus, so erfolgt die Ablehnung
in Anwendung des Vorsorgeprinzips.

Artikel 10

Entscheidungsfrist

(1) Der Antragsteller wird innerhalb einer angemessenen Frist,
spätestens jedoch sechs Monate nach dem Tag der Antrag-
stellung, schriftlich darüber unterrichtet, ob seinem Genehmi-
gungsantrag stattgegeben oder ob der Antrag abgelehnt wird;
dabei wird die Zeit, die der Antragsteller gegebenenfalls für das
Nachreichen vom Beratungsausschuss angeforderter Angaben
benötigt, nicht mitgerechnet.

(2) Mitgliedstaaten, die Unterzeichnerstaaten des ICES sind,
können beantragen, dass Genehmigungsanträge und Risikobe-
wertungen für Meeresorganismen vom ICES überprüft werden,
bevor der Beratungsausschuss Stellung nimmt. In diesem Fall
wird die Frist für die Entscheidungsfindung um sechs Monate
verlängert.

Artikel 11

Verbringungen mit Auswirkungen auf benachbarte
Mitgliedstaaten

(1) Soweit potenzielle oder bekannte Umweltauswirkungen
einer beantragten Verbringung eines Organismus auch benach-
barte Mitgliedstaaten betreffen könnten, teilt die zuständige
Behörde den betreffenden Mitgliedstaaten und der Kommission
ihre Absicht, eine Genehmigung zu erteilen, im Wege eines mit
Gründen versehenen Entscheidungsentwurfs einschließlich eines
Resümees der Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne von
Anhang II Teil 3 mit.

(2) Innerhalb von zwei Monaten ab dem Tag der Mitteilung
können die betroffenen Mitgliedstaaten der Kommission schrift-
lich Bemerkungen übermitteln.

(3) Innerhalb von sechs Monaten ab dem Tag der Mitteilung
bestätigt, verwirft oder ändert die Kommission nach Anhörung
des nach Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002
eingesetzten Wissenschafts-, Technik- und Wirtschaftsausschus-
ses und des mit dem Beschluss 1999/478/EG eingesetzten
Beratenden Ausschusses für Fischerei und Aquakultur die
vorgeschlagene Entscheidung über die Genehmigungserteilung.

(4) Innerhalb von 30 Tagen ab dem Tag der Entscheidung der
Kommission können die betroffenen Mitgliedstaaten den Rat mit
dieser Entscheidung befassen. Der Rat kann innerhalb einer Frist
von weiteren 30 Tagen mit qualifizierter Mehrheit einen anderen
Beschluss fassen.

Artikel 12

Entzug einer Genehmigung

In unvorhergesehenen Fällen mit negativen Auswirkungen auf
die Umwelt oder heimische Populationen kann die zuständige
Behörde die Genehmigung jederzeit vorübergehend oder end-
gültig entziehen. Jeder Entzug einer Genehmigung ist wissen-
schaftlich zu begründen; reichen die wissenschaftlichen Angaben
noch nicht aus, so erfolgt der Entzug in Anwendung des
Vorsorgeprinzips und unter gebührender Berücksichtigung der
innerstaatlichen Verwaltungsvorschriften.

KAPITEL IV

BEDINGUNGEN FÜR DIE EINFÜHRUNG NACH ERTEILUNG
EINER GENEHMIGUNG

Artikel 13

Einhaltung anderer Gemeinschaftsvorschriften

Eine Genehmigung für die Einführung im Rahmen dieser
Verordnung darf nur erteilt werden, wenn erkennbar ist, dass
die Anforderungen anderer Rechtsvorschriften eingehalten wer-
den können; zu diesen Anforderungen gehören insbesondere

a) die Tiergesundheitsanforderungen der Richtlinie 2006/88/
EG;

b) die Bedingungen der Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom
8. Mai 2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemein-
schaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von
Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (1).

Artikel 14

Einsetzen in Aquakulturanlagen bei routinemäßiger
Einführung

Bei routinemäßiger Einführung wird das Einsetzen der Wasser-
organismen in offene oder geschlossene Aquakulturanlagen ohne
Quarantäne oder Pilotphase gestattet, es sei denn, die zuständige
Behörde trifft ausnahmsweise auf der Grundlage spezifischer
Gutachten des Beratungsausschusses eine andere Entscheidung.
Verbringungen aus einer geschlossenen in eine offene Aqua-
kulturanlage gelten nicht als routinemäßige Verbringungen.

Artikel 15

Einsetzen in offene Aquakulturanlagen bei nicht
routinemäßiger Einführung

(1) Bei nicht routinemäßiger Einführung ist das Einsetzen der
Wasserorganismen in offene Aquakulturanlagen erforderlichen-
falls an die Bedingungen der Absätze 2, 3 und 4 gebunden.

(2) Die Wasserorganismen werden zur Bildung eines Zuchtbe-
standes in einer ausgewiesenen Quarantänestation im Gebiet der
Gemeinschaft gemäß den Bedingungen des Anhangs III gehalten.
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(3) Die Quarantänestation kann in einem anderen Mitgliedstaat
als dem Aufnahmemitgliedstaat liegen, sofern alle betroffenen
Mitgliedstaaten zustimmen und diese Option in die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung gemäß Artikel 9 einbezogen wurde.

(4) Soweit angebracht, dürfen in Aquakulturanlagen des Auf-
nahmemitgliedstaats nur Nachkommen der eingeführten Wasser-
organismen verwendet werden, und nur unter der
Voraussetzung, dass während der Quarantäne keine potenziell
schädlichen Nichtzielarten festgestellt werden. Ausgewachsener
Bestand darf in den Fällen eingesetzt werden, in denen die
Organismen sich in Gefangenschaft nicht vermehren oder ganz
und gar reproduktionsunfähig sind, wenn feststeht, dass sich
darunter keine potenziell schädlichen Nichtzielarten befinden.

Artikel 16

Pilotphase vor dem Einsetzen in offene Aquakulturanlagen

Die zuständige Behörde kann vorschreiben, dass dem Einsetzen
von Wasserorganismen in offene Aquakulturanlagen eine Pilot-
phase vorausgehen muss, während deren auf der Grundlage der
Gutachten und Empfehlungen des Beratungsausschusses spezi-
fische Eingrenzungs- und Präventivmaßnahmen durchgeführt
wurden.

Artikel 17

Krisenpläne

Für jede nicht routinemäßige Einführung und Pilotphase erstellt
der Antragsteller einen Krisenplan für unvorhergesehene Fälle
mit negativen Auswirkungen auf die Umwelt oder heimische
Populationen, der unter anderem die Entfernung der einge-
führten Art aus dem Wasserumfeld oder eine Verringerung der
Besatzdichte vorsieht, und legt ihn der zuständigen Behörde zur
Genehmigung vor. Tritt ein solcher Fall ein, ist der Krisenplan
unverzüglich umzusetzen und kann die Genehmigung gemäß
Artikel 12 vorübergehend oder auf Dauer entzogen werden.

Artikel 18

Überwachung

(1) Nicht heimische Arten werden nach ihrer Einsetzung in
offene Aquakulturanlagen für einen Zeitraum von zwei Jahren
oder während eines vollständigen Generationszyklus — je nach
dem, welcher Zeitraum länger ist — überwacht, um festzustellen,
ob die Prognose der Auswirkungen präzise war oder ob es
weitere oder andere Auswirkungen gibt. Dabei ist besonders der
Grad der Ausbreitung oder Eingrenzung der jeweiligen Art zu
untersuchen. Die zuständige Behörde entscheidet, ob der
Antragsteller über das erforderliche Sachwissen verfügt oder ob
die Überwachung von einer anderen Stelle durchzuführen ist.

(2) Vorbehaltlich der Stellungnahme des Beratungsausschusses
kann die zuständige Behörde längere Überwachungszeiträume
vorschreiben, um etwaige langfristige Auswirkungen auf das
Ökosystem festzustellen, die sich in der in Absatz 1 vorge-
sehenen Zeit nur schwer ermitteln lassen.

(3) Der Beratungsausschuss wertet die Ergebnisse des Über-
wachungsprogramms aus und hält insbesondere Fälle fest, die bei
der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht korrekt antizipiert
wurden. Die Auswertungsergebnisse werden der zuständigen

Behörde übermittelt, die sie in zusammengefasster Form im
nationalen Register gemäß Artikel 23 veröffentlicht.

KAPITEL V

BEDINGUNGEN FÜR DIE UMSIEDLUNG NACH ERTEILUNG
EINER GENEHMIGUNG

Artikel 19

Einhaltung anderer Gemeinschaftsvorschriften

Eine Genehmigung für die Umsiedlung im Rahmen dieser
Veordnung darf nur erteilt werden, wenn erkennbar ist, dass die
Anforderungen anderer Rechtsvorschriften eingehalten werden
können; zu diesen Anforderungen gehören insbesondere

a) die Tiergesundheitsanforderungen der Richtlinie 2006/88/
EG des Rates;

b) die Bedingungen der Richtlinie 2000/29/EG.

Artikel 20

Nicht routinemäßige Umsiedlung in offene
Aquakulturanlagen

Bei nicht routinemäßigen Umsiedlungen in offene Aquakultur-
anlagen kann die zuständige Behörde vorschreiben, dass dem
Einsetzen der Wasserorganismen eine Pilotphase vorausgehen
muss, während der auf der Grundlage der Empfehlungen des
Beratungsausschusses spezifische Eingrenzungs- und Präventiv-
maßnahmen durchgeführt werden.

Artikel 21

Quarantäne

In Ausnahmefällen und vorbehaltlich der Zustimmung der
Kommission kann der Aufnahmemitgliedstaat eine Quarantäne
nach Maßgabe des Artikels 15 Absätze 2, 3 und 4 vorschreiben,
bevor Arten im Rahmen einer nicht routinemäßigen Umsiedlung
in offene Aquakulturanlagen eingesetzt werden. Der Antrag auf
Zustimmung der Kommission muss mit den Gründen für die
Quarantäne versehen sein. Die Kommission entscheidet über
diese Anträge innerhalb von 30 Tagen.

Artikel 22

Überwachung nach der Umsiedlung

Nach einer nicht routinemäßigen Umsiedlung werden die
betreffenden Arten gemäß Artikel 18 überwacht.

KAPITEL VI

REGISTER

Artikel 23

Register

Die Mitgliedstaaten führen ein Register aller Einführungen und
Umsiedlungen, einschließlich einer chronologischen Aufstellung
aller eingereichten Anträge und einschlägigen Dokumente, die
vor der Erteilung der Genehmigung und während des Über-
wachungszeitraums zusammengetragen wurden.
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Das Register wird den Mitgliedstaaten und der Öffentlichkeit
gemäß der Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Umweltinformationen (1) frei zugänglich
gemacht.

Um den Mitgliedstaaten den Austausch der in ihren Registern
erfassten Angaben zu ermöglichen, kann nach dem Verfahren
des Artikels 30 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002
ein spezielles Informationssystem eingerichtet werden.

KAPITEL VII

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 24

Durchführungsvorschriften und Anpassung an den
technischen Fortschritt

(1) Änderungen der Anhänge I, II, III und IV und der
entsprechenden Vorschriften, die zur Anpassung an den
technischen und wissenschaftlichen Fortschritt erforderlich sind,
werden nach dem Verfahren des Artikels 30 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 erlassen.

(2) Voraussetzung für die Aufnahme von Arten in Anhang IV
ist, dass der Wasserorganismus über einen längeren Zeitraum
(seines Lebenszyklus) in bestimmten Gebieten der Gemeinschaft
ohne negative Auswirkungen in der Aquakultur verwendet
wurde und dass er ohne gleichzeitige Verbringung potenziell
schädlicher Nichtzielarten eingeführt bzw. umgesiedelt werden
kann.

(3) Die Kommission erlässt nach dem Verfahren des Artikels 30
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 die erforderlichen
Durchführungsvorschriften für die in Absatz 2 genannte
Aufnahme von Arten in Anhang IV.

(4) Nach dem Erlass der Durchführungsvorschriften durch die
Kommission gemäß Absatz 3 können die Mitgliedstaaten unter
Anwendung des in Absatz 1 genannten Verfahrens die
Aufnahme von Arten in Anhang IV dieser Verordnung bei der
Kommission beantragen. Die Mitgliedstaaten können wissen-
schaftliche Daten vorlegen, um nachzuweisen, dass die einschlä-
gigen Kriterien für die Aufnahme von Arten in Anhang IV erfüllt
sind. Die Kommission entscheidet binnen fünf Monaten nach
Eingang der Anträge, ob die beantragte Aufnahme angebracht ist;
dabei wird die Zeit, die die Mitgliedstaaten gegebenenfalls für das
Nachreichen von der Kommission angeforderter zusätzlicher
Angaben benötigen, nicht angerechnet.

(5) Über Anträge der Mitgliedstaaten zur Aufnahme von Arten
in Anhang IV, die vor dem Inkrafttreten der Verordnung
eingegangen sind, ist jedoch bis zum 1. Januar 2009 zu
entscheiden.

(6) Mitgliedstaaten mit Regionen in äußerster Randlage im
Sinne des Artikels 299 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft können beantragen, dass für diese
Regionen bestimmte Arten in einen gesonderten Teil des
Anhangs IV aufgenommen werden.

Artikel 25

Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt zwanzig Tage nach ihrer Ver-
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie wird 6 Monate nach Inkrafttreten einer Verordnung der
Kommission mit den in Artikel 24 Absatz 3 genannten
Durchführungsbestimmungen, spätestens jedoch am 1. Januar
2009 wirksam.

(2) Die Vorschriften der Kapitel I und II sowie Artikel 24 gelten
jedoch ab dem Datum des Inkrafttretens der Verordnung.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 11. Juni 2007.

Im Namen des Rates

Der Präsident

H. SEEHOFER
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ANHANG I

ANWENDUNG

(Indikative Leitlinien für das Ausfüllen der Unterlagen durch den Antragsteller entsprechend Artikel 6)

Die Angaben sind soweit möglich durch Verweise auf Fachliteratur und persönliche Kontakte zu wissenschaftlichen
Behörden und Fischereiexperten zu untermauern. Den Antragstellern wird empfohlen, zwischen Verbringungen nach
„offenen“ und „geschlossenen“ Aquakulturanlagen zu unterscheiden.

Betrifft ein Antrag eine Umsiedlung, aber keine Einführung, so sind für die Zwecke dieses Anhangs die Begriffe Einführung/
eingeführt durch die Begriffe Umsiedlung/umgesiedelt zu ersetzen.

A. Zusammenfassung

Erstellen Sie eine kurze Zusammenfassung des Dokuments, einschließlich einer Beschreibung des Vorschlags, seiner
potenziellen Auswirkungen auf heimische Arten und ihre Lebensräume und der Maßnahmen zur Minimierung dieser
Auswirkungen.

B. Einleitung

1. Name (gebräuchliche und wissenschaftliche Bezeichnung) des für die Einführung oder Umsiedlung vorgeschla-
genen Organismus unter Angabe der Gattung, Art, Unterart und gegebenenfalls der nächstniedrigeren
taxonomischen Einstufung.

2. Beschreiben Sie die Merkmale, einschließlich der Unterscheidungsmerkmale, des Organismus. Fügen Sie eine
wissenschaftliche Zeichnung oder ein Foto bei.

3. Machen Sie Angaben zur bisherigen Aquakulturentwicklung, zu Verbesserungsmaßnahmen oder zu anderen
Einführungen (soweit zutreffend).

4. Beschreiben Sie die Ziele und Gründe für die vorgeschlagene Einführung und erläutern Sie, warum diese Ziele
mit einer einheimischen Art nicht erreicht werden können.

5. Welche alternativen Strategien wurden in Betracht gezogen, um die Ziele des Vorschlags zu erreichen?

6. Welches geografische Gebiet ist von der vorgeschlagenen Einführung betroffen? Beschreiben Sie die
Lebensräume, das Ökosystem und den Schutzzustand des Aufnahmemilieus. Fügen Sie eine Landkarte bei.

7. Geben Sie an, wie viele Exemplare dieser Art (anfänglich, letztendlich) eingeführt werden sollen. Lässt sich das
Projekt in verschiedene Teilbereiche untergliedern? Wenn ja, wie viele Exemplare entfallen auf jeden Teilbereich?

8. Beschreiben Sie die Quelle(n) des Bestands (bzw. die Anlage) und den Genbestand (soweit bekannt).

C. Angaben zum Lebenszyklus der einzuführenden Art — für jedes einzelne Lebensstadium

1. Beschreiben Sie den heimischen Bereich und Veränderungen dieses Bereichs aufgrund von Einführungen.

2. Besteht eine Verbindung zwischen dem Bestand, der Gegenstand der geplanten Einführung/Umsiedlung ist, und
bekannten Nichtzielarten?

3. Wie ist die Verteilung der Nichtzielarten im Herkunftsgebiet des Bestands, der eingeführt/umgesiedelt werden
soll?

4. Geben Sie an, wo die betreffende Art bereits eingeführt wurde, und beschreiben Sie die Auswirkungen auf die
Umwelt des Aufnahmegebiets (Räuber, Beutetiere, Konkurrenten und/oder strukturelle/funktionelle Elemente
des Lebensraums).

5. Welche Faktoren begrenzen die Art in ihrem heimischen Bereich?

6. Beschreiben Sie die physiologischen Toleranzen (Wasserqualität, Temperatur, Sauerstoff und Salinität) für jedes
Lebensstadium (frühe Lebensstadien, Erwachsenen- und Reproduktionsstadien).
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7. Beschreiben Sie die Lebensraumpräferenzen und -toleranzen für die einzelnen Lebensstadien.

8. Beschreiben Sie die Reproduktionsbiologie.

9. Beschreiben Sie das Migrationsverhalten.

10. Beschreiben Sie die Ernährungspräferenzen für die einzelnen Lebensstadien.

11. Beschreiben Sie Wachstumsrate und Lebenserwartung (soweit bekannt auch in dem von der vorgeschlagenen
Einführung betroffenen Gebiet).

12. Machen Sie Angaben zum Alter oder zur Altersspanne der betroffenen Art.

13. Beschreiben Sie die Verhaltensmerkmale (sozial, territorial, aggressiv).

D. Wechselwirkung mit heimischen Arten

1. Beschreiben Sie die Überlebens- und Ansiedlungschancen des eingeführten Organismus, falls er entweicht?
(Diese Frage betrifft Verbringungen in offene und geschlossene Aquakulturanlagen.)

2. Welchen Lebensraum/Welche Lebensräume wird die eingeführte Art im vorgeschlagenen Einführungsgebiet
vermutlich beanspruchen und wird es zu Überschneidungen mit empfindlichen, bedrohten oder gefährdeten
Arten kommen? (Geben Sie an, ob das vorgeschlagene Einführungsgebiet auch angrenzende Gewässer umfasst.)

3. Mit welchen einheimischen Arten wird es zu einer Überschneidung ökologischer Nischen kommen? Gibt es
bisher ungenutzte Ressourcen, die sich die Art zu Nutzen machen würde?

4. Wie wird sich der eingeführte Organismus im Aufnahmemilieu ernähren?

5. Wird der Fraßdruck das Aufnahmeökosystem negativ beeinflussen?

6. Werden die eingeführten Organismen im vorgeschlagenen Gebiet überleben und sich erfolgreich reproduzieren
oder wird eine jährliche Bestandsaufstockung erforderlich sein? (Diese Frage betrifft nur Arten, die nicht für
geschlossene Aquakulturanlagen bestimmt sind.)

7. Werden die eingeführten Organismen mit einheimischen Arten hybridisieren? Kann es infolge der
vorgeschlagenen Einführung zum Aussterben heimischer Arten oder Bestände kommen? Können sich die
eingeführten Organismen auf das Laichverhalten und die Laichgründe lokaler Arten auswirken?

8. Könnte sich die vorgeschlagene Einführung auf Lebensraum oder Wasserqualität auswirken?

E. Aufnahmemilieu und angrenzende Gewässer

1. Machen Sie Angaben zu Aufnahmemilieu und angrenzenden Gewässern (saisonale Wassertemperaturen,
Salinität und Trübung, Sauerstoffgehalt sowie pH-Wert, Nährstoff- und Metallgehalt). Genügen diese Parameter
den Toleranzen/Präferenzen der einzuführenden Art, einschließlich der Bedingungen für die Reproduktion?

2. Machen Sie Angaben zur Artenzusammensetzung (wichtige Wasserwirbeltiere, wirbellose Tiere und Pflanzen)
des Aufnahmegewässers.

3. Machen Sie Angaben zum Lebensraum im Einführungsgebiet, einschließlich etwaiger angrenzender Gewässer,
und zu bedrohten Lebensräumen. Welche dieser Parameter genügen den Toleranzen/Präferenzen der
einzuführenden Organismen? Können die einzuführenden Organismen die beschriebenen Lebensräume
beeinträchtigen?

4. Beschreiben Sie die natürlichen oder künstlichen Hindernisse, die das Entweichen eingeführter Organismen in
benachbarte Gewässer verhindern dürften.

F. Überwachung

Beschreiben Sie, wie der Erfolg der Einführung beurteilt wird und wie etwaige negative Auswirkungen auf heimische
Arten und ihre Lebensräume geprüft werden.
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G. Bewirtschaftungsplan

1. Beschreiben Sie den Bewirtschaftungsplan für die eingeführten Organismen. Dieser sollte folgende
Informationen enthalten, jedoch nicht darauf beschränkt sein:

a) Maßnahmen, die getroffen wurden, um sicherzustellen, dass keine anderen Arten (Nichtzielarten)
mitverbracht werden;

b) Angaben über die zur Verwendung der vorgeschlagenen Organismen befugten Personen sowie die
Kriterien und Bedingungen für die Verwendung;

c) Angaben über eine etwaige vorgewerbliche Phase für die vorgeschlagene Einführung;

d) Beschreibung des Krisenplans für die Entfernung von Arten;

e) Beschreibung des vorgesehenen Qualitätssicherungssystems und

f) sonstige gesetzliche Auflagen, die erfüllt werden müssen.

2. Beschreiben Sie die chemischen, biophysikalischen und Bewirtschaftungsmaßnahmen, die getroffen werden, um
das zufällige Entweichen von Organismen und Nichtzielarten in Nichtziel-Aufnahmeökosysteme und ihre
dortige Ansiedlung zu verhindern. Machen Sie Angaben zur Wasserquelle, Abwasserbestimmung, etwaigen
Abwasserbehandlung, Entfernung zu Regenwasserableitungen, Abwehr von Räubern, Anlagensicherheit und
erforderlichenfalls den Maßnahmen, die zur Verhinderung des Entweichens getroffen wurden.

3. Beschreiben Sie Krisenpläne für den Fall der unbeabsichtigten, zufälligen oder unerlaubten Freisetzung von
Organismen aus Zucht- oder Brutanlagen oder der zufälligen oder unerwarteten Ausbreitung des kolonisierten
Gebiets nach der Freisetzung.

4. Soweit dieser Vorschlag der Aufnahme einer Fischerei dient, machen Sie Angaben zur Zielsetzung. Wer würde
von dieser Fischerei profitieren? Erläutern Sie den Bewirtschaftungsplan, einschließlich etwaiger Änderungen der
Bewirtschaftungspläne für betroffene Arten.

H. Geschäftsdaten

1. Geben Sie den Namen des Eigentümers und/oder der Gesellschaft an, die Aquakulturlizenznummer und
(gegebenenfalls) die Gewerbeberechtigung oder den Namen der Regierungsstelle an, einschließlich Namen der
Kontaktperson mit Telefonnummer, Fax und E-Mail-Anschrift.

2. Machen Sie Angaben zur Wirtschaftlichkeit des vorgeschlagenen Projekts.

I. Quellennachweis

1. Erstellen Sie eine ausführliche Bibliografie aller im Antrag angeführten Referenzen.

2. Erstellen Sie eine Liste der Namen und Anschriften der konsultierten wissenschaftlichen Behörden und
Fischereiexperten.
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ANHANG II

Verfahrensschritte und Mindestkriterien für die Umweltverträglichkeitsprüfung entsprechend Artikel 9

Zur Bewertung der mit der Einführung oder Umsiedlung von Wasserorganismen verbundenen Risiken muss geprüft werden,
wie wahrscheinlich eine Ansiedlung der Organismen ist und welche Folgen eine solche Ansiedlung hätte.

Prüfgrößen sind die Hauptumweltkomponenten. Das Verfahren gewährleistet einen einheitlichen Maßstab für die Bewertung
des Risikos genetischer und ökologischer Auswirkungen sowie des Potenzials für die Einführung einer Nichtzielart, die sich
auf die in den vorgeschlagenen Ausnahmegewässern heimischen Arten auswirken könnte.

Bei der Prüfung liegt der Akzent weniger auf den Bewertungen als auf dem Detaillierungsgrad der ihnen zugrunde liegenden
biologischen und anderen relevanten Informationen. Bei wissenschaftlicher Unsicherheit sollte das Vorsorgeprinzip
angewandt werden.

Betrifft ein Antrag einen Umsiedlungsvorschlag, so werden für die Zwecke dieses Anhangs die Begriffe Einführung/
eingeführt durch die Begriffe Umsiedlung/umgesiedelt ersetzt.

TEIL 1

BEWERTUNG DES ÖKOLOGISCHEN UND GENETISCHEN RISIKOS

Schritt 1

Wahrscheinlichkeit der Ansiedlung und der Ausbreitung über die Grenzen des vorgesehenen Einführungsgebiets
hinaus

Fall
Wahrscheinlichkeit

(H, M, G) (1)
Sicherheit

(SS, RS, RU, SU) (2)

Anmerkungen zur
Untermauerung der

Bewertung (3)

Die (entwichene oder verstreute) eingeführte
oder umgesiedelte Art etabliert sich und bildet
dauerhaft eine im vorgesehenen Einführungs-
gebiet außerhalb der Kontrolle der Aquakul-
turanlage liegende Population.

Die (entwichene oder verstreute) eingeführte
oder umgesiedelte Art breitet sich über die
Grenzen des vorgesehenen Gebiets hinaus aus.

Abschließende Bewertung (4)

(1) H = Hoch, M = Mittelhoch, G = Gering
(2) SS = Sehr sicher, RS = Relativ sicher, RU = Relativ unsicher, SU = Sehr unsicher
(3) Der Prüfer wird auf die Leitlinien in Anhang A und Anhang B der ICES-Verhaltensregeln verwiesen.
(4) Die abschließende Bewertung der Wahrscheinlichkeit der Ansiedlung und Ausbreitung entspricht dem Wert des Elements mit der

niedrigsten Bewertung (Beispiel: Die Bewertungen Hoch und Gering für die genannten Elemente ergäben einen abschließenden Wert von
Gering). Es wird noch einmal darauf hingewiesen, dass beide Fälle — d. h. die Wahrscheinlichkeit der erfolgreichen Einführung des
Organismus im vorgesehenen Einführungsgebiet (sei es ein begrenztes Milieu wie eine Anlage oder ein natürlicher Lebensraum) und der
dauerhaften Bildung einer Population sowie die Wahrscheinlichkeit der Ausbreitung über die Grenzen des vorgesehenen Einführungs-
gebiets hinaus (Schätzwert wie oben)— auftreten müssen, damit eine Ansiedlung über die Grenzen des vorgesehenen Einführungsgebiets
hinaus gegeben ist.
Die abschließende Bewertung des Grads an Sicherheit entspricht dem Wert des Elements mit dem niedrigsten Grad an Sicherheit
(Beispiel: Die Bewertungen Sehr sicher und Relativ sicher ergäben einen abschließenden Wert von Relativ sicher). Die „Schädlichkeit“ von
Ansiedlung und Ausbreitung sollte zusammen mit der Nutzen-Risiko-Analyse bei der abschließenden Bewertung berücksichtigt werden.

Schritt 2

Folgen der Ansiedlung und Ausbreitung

Fall
Wahrscheinlichkeit

(H, M, G)
Sicherheit

(SS, RS, RU, SU)

Anmerkungen zur
Untermauerung der

Bewertung (1)

Die genetische Vermischung mit örtlichen
Populationen führt zu einem Verlust an
genetischer Vielfalt.
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Fall
Wahrscheinlichkeit

(H, M, G)
Sicherheit

(SS, RS, RU, SU)

Anmerkungen zur
Untermauerung der

Bewertung (1)

Das Konkurrieren (um Nahrung und Lebens-
raum) mit oder das Verdrängen von heimischen
Populationen führt zu deren Ausrottung.

Andere unerwünschte Vorkommnisse ökologi-
scher Natur.

Einige der genannten Fälle sind auch noch
gegeben, nachdem die eingeführte Art entfernt
wurde.

Abschließende Bewertung (2)

(1) Der Prüfer wird auf die Leitlinien in Anhang A und Anhang B der ICES-Verhaltensregeln verwiesen.
(2) Die abschließende Bewertung der Folgen der Ansiedlung und Ausbreitung entspricht dem Wert des Elements (individuelle

Wahrscheinlichkeit) mit dem höchsten Wert und die abschließende Bewertung des Grades an Sicherheit entspricht dem Wert des
Elements mit dem niedrigsten Sicherheitsgrad.

Schritt 3

Risikopotenzial der nicht heimischen und gebietsfremden Art

Auf der Grundlage der vorangegangenen Bewertungen (Schritte 1 und 2) wird ein einziger Wert gegeben:

Komponente
Risikopotenzial

(H, M, G)
Sicherheit

(SS, RS, RU, SU)

Anmerkungen zur
Untermauerung der

Bewertung (1)

Ansiedlung und Ausbreitung (Schritt 1)

Ökologische Auswirkungen (Schritt 2)

Abschießende Bewertung des Gesamtrisikopo-
tenzials (2)

(1) Der Prüfer wird auf die Leitlinien in Anhang A und Anhang B der ICES-Verhaltensregeln verwiesen.
(2) Die abschließende Einstufung des Risikopotenzials beruht auf dem Wert der höchsten der beiden Wahrscheinlichkeiten, wenn zwischen

den beiden Schätzungen keine Wahrscheinlichkeitszunahme besteht (d. h. wenn das Risiko der Ansiedlung und Ausbreitung hoch und
das Risiko der Umweltauswirkungen mittelhoch ist, entspricht der abschließende Wert dem Wert der höchsten der beiden
Wahrscheinlichkeiten, also Hoch. Existiert zwischen den beiden Schätzungen eine Wahrscheinlichkeitszunahme (d. h. eine Mischung aus
hoch und gering), so entspricht der Endwert dem Wert Mittelhoch.

Das Ergebnis dieser Bewertung wird unter Angabe des entsprechenden Risikoniveaus ausgedrückt als

Verbringung mit hohem Risiko:

a) Sie ist aufgrund der Ausbreitung und anderer Auswirkungen auf die Umwelt mit einem hohen Risiko der Schädigung
der biologischen Vielfalt verbunden;

b) sie erfolgt unter Zuchtbedingungen, die das Risiko einer derartigen Schädigung erhöhen würden;

c) sie erfolgt bei Aquakulturanlagen, die lebende Wassertiere zur Weiterzucht oder zur Wiederaufstockung verkaufen;

d) in der Folge ist die Verbringung mit einem hohen Risiko verbunden (es sind umfangreiche Risikominderungs-
maßnahmen erforderlich). In diesem Falle empfiehlt es sich, den Vorschlag abzulehnen, es sei denn, es lassen sich
Risikominderungsmaßnahmen entwickeln, die das Risiko auf niedrig zurückstufen.

Verbringung mit mittlerem Risiko:

a) Sie ist aufgrund der Ausbreitung und anderer Auswirkungen auf die Umwelt mit einem mittleren Risiko der
Schädigung der biologischen Vielfalt verbunden;

b) sie erfolgt unter Zuchtbedingungen, die in Anbetracht der Arten und der Risikoeindämmungsvoraussetzungen nicht
zwangsläufig das Risiko einer derartigen Schädigung erhöhen würden;

c) sie erfolgt bei Aquakulturanlagen, die ihre Erzeugnisse hauptsächlich für den menschlichen Verzehr verkaufen;
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d) in der Folge ist die Verbringung mit einem mäßigen Risiko verbunden. In diesem Falle empfiehlt es sich, den Vorschlag
abzulehnen, es sei denn, es lassen sich Risikominderungsmaßnahmen entwickeln, die das Risiko auf niedrig
zurückstufen.

Verbringung mit geringem Risiko:

a) Sie ist aufgrund der Ausbreitung und anderer Auswirkungen auf die Umwelt mit einem geringen Risiko der
Schädigung der biologischen Vielfalt verbunden;

b) sie erfolgt unter Zuchtbedingungen, die das Risiko einer derartigen Schädigung nicht erhöhen würden;

c) sie erfolgt bei Aquakulturanlagen, die ihre Erzeugnisse ausschließlich für den menschlichen Verzehr verkaufen;

d) in der Folge ist die Verbringung mit einem geringen Risiko verbunden. In diesem Falle empfiehlt es sich, den Vorschlag
anzunehmen. Es sind keine Risikominderungsmaßnahmen erforderlich.

Der Vorschlag kann nur wie vorgelegt angenommen werden (d. h. ohne Risikominderungsmaßnahmen), wenn das
insgesamt geschätzte Risikopotenzial gering ist und der Gesamtsicherheitsgrad des geschätzten Gesamtrisikos bei sehr sicher
oder relativ sicher liegt.

Wird das Gesamtrisiko nach einer ersten Analyse in die Kategorie Hoch oder Mittelhoch eingestuft, so müssen
Risikoeindämmungs- oder Risikominderungsvorschläge in den Antrag eingearbeitet werden, der alsdann einer weiteren
Risikoanalyse unterzogen wird, bis das Gesamtrisiko in der abschließenden Bewertung als gering und der Sicherheitsgrad als
Sehr sicher oder Relativ sicher eingestuft wird. Die Beschreibung dieser zusätzlichen Schritte mit genauen Vorgaben für die
Risikoeindämmungs- oder Risikominderungsmaßnahmen werden integraler Bestandsteil der Risikobewertung.

TEIL 2

BEWERTUNG VON NICHTZIELARTEN

Schritt 1

Wahrscheinlichkeit der Ansiedlung und Ausbreitung von Nichtzielarten über die Grenzen des vorgesehenen
Einführungsgebiets hinaus

Fall
Wahrscheinlichkeit

(H, M, G)
Sicherheit

(SS, RS, RU, SU)

Anmerkungen zur
Untermauerung der

Bewertung (1)

Eine Nichtzielart wird im Zuge der Einführung
oder Umsiedlung von Wasserorganismen mit
eingeführt.

Die eingeführte Nichtzielart trifft auf emp-
fängliche Habitate oder Wirtsorganismen.

Abschließende Bewertung (2)

(1) Der Prüfer wird auf die Leitlinien in Anhang A und Anhang B der ICES-Verhaltensregeln verwiesen.
(2) Die abschließende Bewertung der Wahrscheinlichkeit entspricht dem Wert des Elements mit der niedrigsten Risikobewertung, und die

abschließende Bewertung der Sicherheit entspricht dem Wert des Elements mit dem niedrigsten Sicherheitsgrad.

Schritt 2

Folgen der Ansiedlung und Ausbreitung von Nichtzielarten

Fall
Wahrscheinlichkeit

(H, M, G)
Sicherheit

(SS, RS, RU, SU)

Anmerkungen zur
Untermauerung der

Bewertung (1)

Das Konkurrieren mit oder das Verdrängen von
heimischen Populationen führt zu deren Aus-
rottung.

Die genetische Vermischung mit heimischen
Populationen führt zu einem Verlust an
genetischer Vielfalt.

Andere unerwünschte Vorkommnisse ökologi-
scher oder pathologischer Art.
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Fall
Wahrscheinlichkeit

(H, M, G)
Sicherheit

(SS, RS, RU, SU)

Anmerkungen zur
Untermauerung der

Bewertung (1)

Einige der genannten Fälle sind auch noch
gegeben, nachdem die Nichtzielart entfernt
wurde.

Abschließende Bewertung (2)

(1) Der Prüfer wird auf die Leitlinien in Anhang A und Anhang B der ICES-Verhaltensregeln verwiesen.
(2) Die abschließende Bewertung der Folgen entspricht dem Wert der höchsten Risikobewertung, und die abschließende Bewertung der

Sicherheit entspricht dem Wert des Elements mit dem niedrigsten Sicherheitsgrad.

Schritt 3

Risikopotenzial von Nichtzielarten

Auf der Grundlage der vorangegangenen Bewertungen (Schritt 1 und 2) wird ein einziger Wert gegeben:

Komponente
Risikopotenzial

(H, M, G)
Sicherheit

(SS, RS, RU, SU)

Anmerkungen zur
Untermauerung der

Bewertung (1)

Ansiedlung und Ausbreitung (Schritt 1)

Ökologische Auswirkungen (Schritt 2)

Abschließende Bewertung (2)

(1) Der Prüfer wird auf die Leitlinien in Anhang A und Anhang B der ICES-Verhaltensregeln verwiesen.
(2) Die abschließende Einstufung des Risikopotenzials entspricht dem Wert des Elements mit der niedrigsten Risikobewertung, und die

abschließende Bewertung der Sicherheit entspricht dem Wert des Elements mit dem niedrigsten Sicherheitsgrad.

Die Bedingungen für die Bewertung des Risikopotenzials nicht heimischer Arten (Teil 1) gelten sinngemäß auch für das
Risikopotenzial von Nichtzielarten (Teil 2), einschließlich der Verpflichtung zur Durchführung von Risikoeindämmungs-
und Risikominderungsmaßnahmen.

TEIL 3

GESAMTUMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG — KURZBERICHT

— Hintergrund und Begründung des Antrags:

— Zusammenfassende Informationen über die Risikobewertung

— Übersicht über die Umweltverträglichkeitsprüfung und die genetische Risikoanalyse

— Übersicht über die Risikobewertung der Nichtzielarten

— Anmerkungen:

— Risikominderungsmaßnahmen:

— Abschließende Erklärung über das vom Organismus ausgehende potenzielle Gesamtrisiko:

— Empfehlung an die zuständige Behörde:
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ANHANG III

Quarantäne

Quarantäne ist eine Maßnahme, durch die lebende Tiere oder Pflanzen und vergesellschaftete Organismen von ihrem
Lebensumfeld völlig abgesondert werden, um Schadwirkungen auf wild lebende und gezüchtete Arten sowie unerwünschte
Veränderungen natürlicher Ökosysteme zu verhindern.

Es ist angezeigt, nicht heimische und gebietsfremde Arten so lange unter Quarantäne zu stellen, bis etwa vorhandene
Nichtzielarten ermittelt wurden und das Freisein von Krankheitserregern oder Seuchen bestätigt werden kann. Die
Quarantäneeinrichtung wird nach den Vorgaben der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats errichtet, in dem sie sich
befindet und der für die Zulassung der Einrichtung verantwortlich sein wird. Die Dauer der Quarantäne muss in der
Genehmigung vermerkt sein. Liegt die Einrichtung nicht im Aufnahmemitgliedstaat, so entscheiden der für die Einrichtung
zuständige Beratungsausschuss und der Beratungsausschuss im Aufnahmemitgliedstaat über die Quarantänedauer.

Marktbeteiligte betreiben die Quarantäneeinrichtungen nach Maßgabe der nachstehenden Bedingungen. Sie verfügen
außerdem über ein Qualitätssicherungsprogramm und ein Verfahrenshandbuch.

Betrifft ein Antrag einen Umsiedlungsvorschlag, so werden für die Zwecke dieses Anhangs die Begriffe Einführung/
eingeführt durch die Begriffe Umsiedlung/umgesiedelt ersetzt.

Abwasser- und Abfallbeseitigung

In einer Quarantäneeinrichtung anfallende Abwässer und Abfälle sind so zu behandeln, dass etwa vorhandene Zielarten und
vergesellschaftete Organismen wirksam vernichtet werden. Um den reibungslosen Betrieb der Anlage und ihre vollständige
Eingrenzung zu gewährleisten, müssen die Abwasserbehandlungssysteme der Quarantäneeinrichtung mit ausfallsicheren
Hilfsaggregaten ausgerüstet sein.

Behandelte Abwässer und Abfälle können umweltschädigende Stoffe (z. B. Bewuchsverhinderungsmittel) enthalten, die so zu
entsorgen sind, dass Umweltauswirkungen auf ein Minimum begrenzt werden.

Die Einzelheiten der Abwasser- und Abfallbehandlung sind aufzuzeichnen, und es sind Listen, einschließlich Zeitplänen, der
für diese Behandlungen zuständigen Personen zu führen. Im Interesse eines reibungslosen Betriebsablaufs und zur
Früherkennung etwaiger Ausfälle muss das System überwacht werden.

Räumliche Trennung

Um die Eingrenzung zu gewährleisten, sind unter Quarantäne gestellte Organismen von anderen Organismen abzusondern.
Hiervon ausgeschlossen sind Sentinel-Arten, die speziell eingesetzt werden, um Wirkungen auf eingeführte Arten zu testen.
Das Eindringen von Vögeln, anderen Tieren, Krankheitserregern und Schadstoffen ist zu verhindern.

Personal

Der Zugang zur Einrichtung ist auf geschultes, zutrittsbefugtes Personal zu beschränken. Schuhwerk, Hände und innerhalb
der Einrichtung verwendetes Material sollten vor Verlassen der Quarantänestation desinfiziert werden (siehe unten).

Ausrüstungen

Organismen aller Lebensstadien, Tanks, Wasser, Versandcontainer und Ausrüstungen, die mit den eingeführten Arten in
Berührung gekommen sind, einschließlich Transportfahrzeuge, sind bei der Aufnahme so zu behandeln, dass die
betreffenden Arten oder vergesellschafteten Nichtzielarten auf keinen Fall aus der Einrichtung entweichen können. Alles
Versand- und Verpackungsmaterial ist zu desinfizieren oder zu verbrennen, soweit das Verbrennen derartigen Materials
gestattet ist.

Verendete Tiere und ihre Entsorgung

Todesfälle sind täglich zu erfassen, und die Aufzeichnungen sind der zuständigen Behörde zur Einsicht zur Verfügung zu
halten. Verendete Tiere dürfen nicht aus der Einrichtung verbracht werden. Tierkörper, Gewebe oder Schalen dürfen nicht
entsorgt werden, ohne zuvor durch eine zugelassene Behandlung vollständig sterilisiert worden zu sein. Hitzebehandlungen
(wie Autoklavieren) oder die chemische Sterilisation sind zulässig.
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Todesfälle sind der zuständigen Behörde zu melden, und die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die Todesursachen umgehend
zu untersuchen. Tierkörper sind nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 3. Oktober 2002 mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische
Nebenprodukte (1) zu lagern, zu befördern und zu entsorgen.

Kontrolle und Untersuchung

Nichtzielarten müssen regelmäßig kontrolliert werden. Wird bei einem Organismus eine Nichtzielart oder ein zuvor
unentdeckter Krankheitserreger oder Parasit festgestellt, so sind alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Situation
unter Kontrolle zu bringen. Diese Maßnahmen können auch die Vernichtung der Organismen und die Desinfektion der
Einrichtung umfassen.

Dauer

Die Quarantänedauer ist je nach Organismus, dem saisonalen Auftreten bestimmter Nichtzielarten und den
Aufzuchtbedingungen unterschiedlich.

Buchführung

Quarantäneeinrichtungen müssen akkurat Buch führen über

— die Uhrzeiten, zu denen das Personal die Einrichtung betritt bzw. verlässt;

— die Zahl der Todesfälle und die Lager- oder Entsorgungsmethode;

— die Behandlung des zufließenden Wassers und der Abwässer;

— Proben, die Experten zur Untersuchung auf Nichtzielarten zugesandt werden;

— Störfaktoren (Stromausfälle, Bauschäden, Wetterunbilden usw.).

Desinfektion

Die Desinfektion beinhaltet die Applikation von Desinfektionsmitteln in ausreichender Konzentration und mit einer
Einwirkzeit, die die Abtötung von Schadorganismen gewährleistet. Die Mittel und Konzentrationen zur Desinfektion von
Quarantäneeinrichtungen müssen eine vollständige Meerwasser- und Süßwasserdesinfektion gewährleisten. Ähnliche
Konzentrationen sind für die Routinedesinfektion der Einrichtung zu verwenden. Es wird empfohlen, alle Desinfektions-
mittel zu neutralisieren, bevor sie in die Umwelt freigesetzt werden, und Meerwasser verwendende Einrichtungen müssen
das Problem der Restoxidanzien lösen, die bei der chemischen Desinfektion anfallen. Es müssen ausreichende
Desinfektionsmittel zur Verfügung stehen, um in Notfällen, z. B. wenn festgestellt wird, dass ein Parasit oder
Krankheitserreger mit angesiedelt wurde, die ganze Einrichtung behandeln zu können.
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ANHANG IV

Liste der Arten entsprechend Artikel 2 Absatz 5

Regenbogenforelle, Oncorhynchus mykiss

Bachsaibling, Salvelinus fontinalis

Karpfen, Cyprinus carpio

Graskarpfen, Ctenopharyntgodon idella

Silberkarpfen, Hypophthalmichthys molitrix

Marmorkarpfen, Aristichtys nobilis

Pazifische Auster, Crassostrea gigas

Japanische Teppichmuschel, Ruditapes philippinarum

Forellenbarsch, Micropterus salmoides

Seesaibling, Salvelinus alpinus

28.6.2007 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 168/17



II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE

RAT

ENTSCHEIDUNG DES RATES

vom 25. Juni 2007

zur Einrichtung des Europäischen Fonds für die Integration von Drittstaatsangehörigen für den
Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generellen Programms „Solidarität und Steuerung der

Migrationsströme“

(2007/435/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 63 Nummer 3 Buch-
stabe a,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (2),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Für den schrittweisen Aufbau eines Raums der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts sieht der Vertrag zum einen den
Erlass von Maßnahmen zur Gewährleistung des freien
Personenverkehrs in Verbindung mit flankierenden Maß-
nahmen in Bezug auf die Kontrollen an den Außengrenzen,
Asyl und Einwanderung und zum anderen den Erlass von
Maßnahmen in den Bereichen Asyl, Einwanderung und
Schutz der Rechte von Drittstaatsangehörigen vor.

(2) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung vom 15. und
16. Oktober 1999 in Tampere erklärt, dass die Europäische
Union eine gerechte Behandlung von Drittstaats-
angehörigen sicherstellen muss, die sich im Hoheitsgebiet
ihrer Mitgliedstaaten rechtmäßig aufhalten. Eine energi-
schere Integrationspolitik sollte darauf ausgerichtet sein,
ihnen vergleichbare Rechte und Pflichten wie Bürgern der

Europäischen Union zuzuerkennen. Zu den Zielen sollten
auch die Förderung der Nichtdiskriminierung im wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Leben und die
Entwicklung von Maßnahmen zur Bekämpfung von
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit gehören.

(3) Die Eingliederung von Bürgern aus Drittländern in den
Mitgliedstaaten ist ein Schlüsselfaktor für die Förderung des
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts, einem im
Vertrag niedergelegten grundlegenden Ziel der Gemein-
schaft. Nach dem Vertrag sollte der Europäische Fonds für
die Integration von Drittstaatsangehörigen (nachstehend
„Fonds“ genannt) allerdings, soweit es um die Kofinanzie-
rung konkreter Maßnahmen zur Unterstützung des Integra-
tionsprozesses in den Mitgliedstaaten geht, in erster Linie
auf neu zugewanderte Drittstaatsangehörige ausgerichtet
sein.

(4) Im Haager Programm vom 4. und 5. November 2004 hebt
der Europäische Rat hervor, dass es wirksamer Maßnahmen
bedarf, um Stabilität und Zusammenhalt in den Gesell-
schaften der Mitgliedstaaten zu erreichen. Er fordert eine
bessere Koordinierung der Integrationspolitik in den
verschiedenen Mitgliedstaaten mithilfe einer gemeinsamen
Rahmenregelung und fordert die Mitgliedstaaten, den Rat
und die Kommission auf, einen strukturierten Erfahrungs-
und Informationsaustausch im Integrationsbereich zu
fördern.

(5) Wie im Haager Programm gefordert, haben der Rat und die
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten am
19. November 2004 „Gemeinsame Grundprinzipien für
die Politik der Integration von Einwanderern in der
Europäischen Union“ (nachstehend „Gemeinsame Grund-
prinzipien“ genannt) festgelegt. Die Gemeinsamen Grund-
prinzipien helfen den Mitgliedstaaten bei der Formulierung
ihrer Integrationspolitik, indem sie ihnen einen gut durch-
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dachten Leitfaden in Form von Grundprinzipien bieten,
anhand deren sie ihre eigenen Bemühungen beurteilen und
bewerten können.

(6) Die Gemeinsamen Grundprinzipien ergänzen und ver-
stärken die gemeinschaftlichen Rechtsakte betreffend die
Aufnahme und den Aufenthalt von sich rechtmäßig in der
EU aufhaltenden Drittstaatsangehörigen in Bezug auf
Familienzusammenführung und langfristig Aufenthaltsbe-
rechtigte sowie andere einschlägige bestehende rechtliche
Rahmenregelungen, darunter die Regelungen zur Gleich-
stellung von Frauen und Männern, zur Nichtdiskriminie-
rung und zur sozialen Integration.

(7) Unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom
1. September 2005 mit dem Titel „Eine gemeinsame
Integrationsagenda — Ein Rahmen für die Integration von
Drittstaatsangehörigen in die Europäische Union“ hat der
Rat in seinen Schlussfolgerungen zu dieser Agenda vom 1.
und 2. Dezember 2005 hervorgehoben, dass die Integra-
tionspolitik der Mitgliedstaaten gestärkt werden muss, und
anerkannt, wie wichtig es ist, auf europäischer Ebene einen
Rahmen für die Integration von sich rechtmäßig in der EU
aufhaltenden Drittstaatsangehörigen in alle Bereiche der
Gesellschaft und insbesondere konkrete Maßnahmen für die
Verwirklichung der Gemeinsamen Grundprinzipien festzu-
legen.

(8) Scheitert ein Mitgliedstaat mit seiner Strategie zur Ent-
wicklung und Durchführung einer wirksamen Integrations-
politik, könnte dies für die anderen Mitgliedstaaten und für
die Europäische Union in verschiedener Hinsicht nachteilige
Auswirkungen zur Folge haben.

(9) Im Hinblick auf die integrationspolitischen Programme hat
die Haushaltsbehörde für den Zeitraum 2003 bis 2006 in
den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union Mittel
speziell zur Finanzierung von Pilotprojekten und vorbe-
reitenden Maßnahmen im Bereich der Integration (nach-
stehend „INTI“ genannt) eingesetzt.

(10) Im Hinblick auf die INTI und auf die Mitteilungen der
Kommission über Einwanderung, Integration und Beschäf-
tigung und den Ersten Jahresbericht über Migration und
Integration wird es für erforderlich erachtet, der Gemein-
schaft ab 2007 ein spezifisches Instrument an die Hand zu
geben, mit dem gemäß den Gemeinsamen Grundprinzipien
und ergänzend zum Europäischen Sozialfonds (nachste-
hend „ESF“ genannt) die Bemühungen der Mitgliedstaaten
zur Entwicklung und Durchführung einer Integrations-
politik unterstützt werden können, die es Drittstaats-
angehörigen mit unterschiedlichem kulturellen, religiösen,
sprachlichen und ethnischen Hintergrund ermöglicht, die
Bedingungen für den Aufenthalt zu erfüllen und sich
leichter in europäische Gesellschaften zu integrieren.

(11) Zur Gewährleistung der Kohärenz der Politik der Gemein-
schaft zur Integration von Drittstaatsangehörigen sollte es
sich bei den durch den Fonds geförderten Maßnahmen um
spezifische Maßnahmen handeln, die die durch den ESF und
den Europäischen Flüchtlingsfonds geförderten Maßnah-
men ergänzen. In diesem Zusammenhang sollten spezifi-
sche gemeinsame Programmplanungsverfahren zur
Gewährleistung der Kohärenz der durch den ESF und durch
den Fonds geförderten Maßnahmen der Gemeinschaft zur
Integration von Drittstaatsangehörigen entwickelt werden.

(12) Da der Fonds und der ESF nach dem Grundsatz der
geteilten Mittelverwaltung gemeinsam mit den Mitglied-
staaten verwaltet werden, sollten auch auf einzelstaatlicher
Ebene Verfahren zur Gewährleistung der Kohärenz bei der
Durchführung der Maßnahmen festgelegt werden. Die für
die Durchführung des Fonds zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten sollten hierzu zur Einrichtung von Mecha-
nismen zur Kooperation und Koordinierung mit den
Behörden, die von den Mitgliedstaaten mit der Verwaltung
des ESF und des Europäischen Flüchtlingsfonds betraut
wurden, verpflichtet werden. Sie sollten sicherstellen
müssen, dass es sich bei den mit Mitteln des Fonds
durchgeführten Maßnahmen um spezifische Maßnahmen
handelt, die die durch den ESF und den Europäischen
Flüchtlingsfonds geförderten Maßnahmen ergänzen.

(13) Diese Entscheidung sollte, soweit sie die Kofinanzierung
konkreter Maßnahmen zur Unterstützung des Prozesses der
Integration von Drittstaatsangehörigen in Mitgliedstaaten
betrifft, in erster Linie auf Maßnahmen für Drittstaatsange-
hörige, die neu zugewandert sind, ausgerichtet sein. In
diesem Zusammenhang könnte auf die Richtlinie 2003/
109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die
Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Dritt-
staatsangehörigen (1) Bezug genommen werden, in der
vorgesehen ist, dass sich ein Drittstaatsangehöriger fünf
Jahre lang rechtmäßig im Land aufgehalten haben muss,
damit ihm die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthalts-
berechtigten erteilt werden kann.

(14) Der Fonds sollte außerdem die Mitgliedstaaten dabei
unterstützen, ihre Fähigkeit zur Entwicklung, Durchfüh-
rung, Überwachung und generellen Bewertung aller
Integrationsstrategien, -konzepte und -maßnahmen für
Drittstaatsangehörige ebenso wie den Austausch von
Informationen und bewährten Verfahren und die Zusam-
menarbeit in und zwischen den Mitgliedstaaten als Beitrag
zur Verbesserung dieser Fähigkeit zu verstärken.

(15) Diese Entscheidung ist als Teil eines kohärenten Rechts-
rahmens konzipiert, zu dem auch die Entscheidung
Nr. 573/2007/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 23. Mai 2007 zur Einrichtung des Europäischen
Flüchtlingsfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 inner-
halb des Generellen Programms „Solidarität und Steuerung
der Migrationsströme“ und zur Aufhebung der Entschei-
dung 2004/904/EG des Rates (2), die Entscheidung Nr. 574/
2007/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
23. Mai 2007 zur Einrichtung des Außengrenzenfonds für
den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generellen
Programms „Solidarität und Steuerung der Migrations-
ströme“ (3) und die Entscheidung Nr. 575/2007/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Mai 2007
zur Einrichtung des Europäischen Rückkehrfonds für den
Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generellen
Programms „Solidarität und Steuerung der Migrations-
ströme“ (4) gehören und der dazu beitragen soll, dass alle
Mitgliedstaaten einen gerechten Teil der Verantwortung
hinsichtlich der finanziellen Lasten übernehmen, die sich
aus der Einführung eines integrierten Grenzschutzes an den
Außengrenzen der Europäischen Union und aus der
Umsetzung gemeinsamer asyl- und einwanderungspoliti-
scher Maßnahmen gemäß Titel IV des Dritten Teils des
Vertrags ergeben.
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(16) Die durch den Fonds gewährte Unterstützung wäre
wirksamer und zielgerichteter, wenn die Kofinanzierung
förderfähiger Maßnahmen auf strategischen Mehrjahrespro-
grammen beruhte, die von den einzelnen Mitgliedstaaten
im Dialog mit der Kommission erstellt werden.

(17) Auf der Grundlage strategischer Leitlinien, die von der
Kommission angenommen werden, sollte jeder Mitglied-
staat ausgehend von der jeweiligen Lage und dem Bedarf ein
Mehrjahresprogramm mit einer Entwicklungsstrategie aus-
arbeiten, das den Rahmen für die Durchführung der in den
Jahresprogrammen aufgeführten Maßnahmen bilden sollte.

(18) Im Zusammenhang mit der geteilten Mittelverwaltung
gemäß Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung
(EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002
über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan
der Europäischen Gemeinschaften (1) (nachstehend „Haus-
haltsordnung“ genannt) sollten die Modalitäten festgelegt
werden, nach denen die Kommission ihre Befugnisse beim
Vollzug des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union
wahrnimmt, und die Kooperationsverpflichtungen der
Mitgliedstaaten geklärt werden. Die Anwendung dieser
Modalitäten würde die Kommission in die Lage versetzen,
sich zu vergewissern, dass die Mitgliedstaaten die Fonds-
mittel rechtmäßig und ordnungsgemäß sowie im Einklang
mit dem Grundsatz der wirtschaftlichen Haushaltsführung
im Sinne des Artikels 27 und des Artikels 48 Absatz 2 der
Haushaltsordnung verwenden.

(19) Die verfügbaren jährlichen Mittel sollten den Mitglied-
staaten nach objektiven Kriterien zugewiesen werden. Diese
Kriterien sollten die Gesamtzahl der sich rechtmäßig in den
Mitgliedstaaten aufhaltenden Drittstaatsangehörigen und
die Gesamtzahl der neu aufgenommenen Drittstaats-
angehörigen in einem bestimmten Bezugszeitraum berück-
sichtigen.

(20) Die Mitgliedstaaten sollten geeignete Maßnahmen beschlie-
ßen, um ein ordnungsgemäßes Funktionieren des Ver-
waltungs- und Kontrollsystems und die Qualität der
Durchführung zu gewährleisten. Zu diesem Zweck ist es
notwendig, allgemeine Grundsätze und erforderliche Funk-
tionen festzulegen, denen alle Programme entsprechen
sollten.

(21) Im Einklang mit den Grundsätzen der Subsidiarität und der
Verhältnismäßigkeit sollten vorrangig die Mitgliedstaaten
für die Durchführung und Kontrolle der Interventionen des
Fonds zuständig sein.

(22) Die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten bezüglich der
Verwaltungs- und Kontrollsysteme, der Bescheinigung von
Ausgaben sowie der Verhütung, der Aufdeckung und der
Korrektur von Unregelmäßigkeiten und Verstößen gegen
das Gemeinschaftsrecht sollten spezifiziert werden, um eine
effiziente und ordnungsgemäße Durchführung ihrer Mehr-
jahres- und Jahresprogramme zu gewährleisten. Insbeson-
dere ist es notwendig, für die Verwaltung und Kontrolle die
Modalitäten festzulegen, durch die die Mitgliedstaaten
gewährleisten, dass die entsprechenden Systeme vorhanden
sind und zufrieden stellend funktionieren.

(23) Unbeschadet der Befugnisse der Kommission im Bereich der
Finanzkontrolle sollte die diesbezügliche Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission geför-
dert werden.

(24) Effizienz und Wirkung der von dem Fonds unterstützten
Maßnahmen hängen auch von der Bewertung dieser
Maßnahmen und der Weitergabe ihrer Ergebnisse ab. Die
diesbezüglichen Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten und
der Kommission und die Modalitäten, mit denen die
Zuverlässigkeit der Bewertung und die Qualität der
betreffenden Informationen gewährleistet werden, sollten
festgelegt werden.

(25) Es empfiehlt sich, die Maßnahmen im Hinblick auf eine
Halbzeitüberprüfung und Folgenabschätzung zu bewerten
und diese Bewertung in das System zur Überwachung der
Maßnahmen einzubeziehen.

(26) Da unbedingt erkennbar sein sollte, welche Mittel von der
Gemeinschaft stammen, sollte die Kommission Leitlinien
ausarbeiten, die es Behörden, Nichtregierungsorganisatio-
nen, internationalen Organisationen oder sonstigen Stellen,
die eine Finanzhilfe aus diesem Fonds erhalten, ermögli-
chen, den Erhalt dieser Unterstützung ordnungsgemäß zu
bestätigen, wobei die übliche Vorgehensweise bei anderen
gemeinsam verwalteten Instrumenten, wie etwa den
Strukturfonds, berücksichtigt werden sollte.

(27) In dieser Entscheidung wird für die gesamte Laufzeit des
Programms eine Finanzausstattung im Sinne der Num-
mer 38 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und
der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die
wirtschaftliche Haushaltsführung (2) festgelegt, ohne dass
hierdurch die im Vertrag festgelegten Zuständigkeiten der
Haushaltsbehörde berührt werden.

(28) Da das Ziel dieser Entscheidung, nämlich die Förderung der
Integration von Drittstaatsangehörigen in der Aufnahme-
gesellschaft der Mitgliedstaaten gemäß den Gemeinsamen
Grundprinzipien, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht
ausreichend verwirklicht werden kann und daher wegen
des Umfangs und der Wirkungen der Maßnahme besser auf
Gemeinschaftsebene zu verwirklichen ist, kann die Gemein-
schaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags
niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entspre-
chend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit geht diese Entscheidung nicht über das
zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus.

(29) Die zur Durchführung dieser Entscheidung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der
Modalitäten für die Ausübung der der Kommission über-
tragenen Durchführungsbefugnisse erlassen werden (3).

(30) Um die fristgerechte Durchführung des Fonds sicherzu-
stellen, sollte diese Entscheidung ab dem 1. Januar 2007
gelten.
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(31) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die
Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über die
Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der
Annahme dieser Entscheidung, die für Dänemark nicht
bindend oder anwendbar ist.

(32) Gemäß Artikel 3 des dem Vertrag über die Europäische
Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft beigefügten Protokolls über die Position des
Vereinigten Königreichs und Irlands hat Irland mit Schrei-
ben vom 6. September 2005 mitgeteilt, dass es sich an der
Annahme und Anwendung dieser Entscheidung beteiligen
möchte.

(33) Gemäß Artikel 3 des dem Vertrag über die Europäische
Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft beigefügten Protokolls über die Position des
Vereinigten Königreichs und Irlands hat das Vereinigte
Königreich mit Schreiben vom 27. Oktober 2005 mitge-
teilt, dass es sich an der Annahme und Anwendung dieser
Entscheidung beteiligen möchte —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

GEGENSTAND, ZIELE UND MASSNAHMEN

Artikel 1

Gegenstand und Anwendungsbereich

(1) Mit dieser Entscheidung wird als Teil eines kohärenten
Rechtsrahmens, zu dem auch die Entscheidung Nr. 573/2007/
EG, die Entscheidung Nr. 574/2007/EG und die Entscheidung
Nr. 575/2007/EG gehören, der Europäische Fonds für die
Integration von Drittstaatsangehörigen (nachstehend „Fonds“
genannt) für den Zeitraum vom 1. Januar 2007 bis zum
31. Dezember 2013 eingerichtet, der zur Stärkung des Raums
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts beitragen und die
Anwendung des Solidaritätsprinzips zwischen den Mitglied-
staaten fördern soll.

In dieser Entscheidung sind die Ziele, zu denen der Fonds
beiträgt, seine Durchführung, die verfügbaren Haushaltsmittel
und die Kriterien für die Verteilung dieser Mittel festgelegt.

Sie legt auf der Grundlage geteilter Zuständigkeiten zwischen der
Kommission und den Mitgliedstaaten Regeln für die Verwaltung
des Fonds, darunter Finanzvorschriften, sowie Überwachungs-
und Kontrollmechanismen fest.

(2) Drittstaatsangehörige, die sich im Hoheitsgebiet eines
Drittstaats befinden und bestimmte, nach innerstaatlichem Recht
vorgesehene Maßnahmen und/oder Voraussetzungen vor der
Ausreise einhalten, zu denen auch diejenigen mit Bezug auf die
Fähigkeit zur Integration in die Gesellschaft des betreffenden
Mitgliedstaats gehören, fallen unter diese Entscheidung.

(3) Drittstaatsangehörige, die einen Asylantrag gestellt haben,
über den noch nicht endgültig entschieden wurde, oder denen die
Flüchtlingseigenschaft zuerkannt oder subsidiärer Schutz
gewährt wurde oder die gemäß der Richtlinie 2004/83/EG des

Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen für die
Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder
Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig
internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu
gewährenden Schutzes (1) die Voraussetzungen für die Zuer-
kennung der Flüchtlingseigenschaft oder die Gewährung sub-
sidiären Schutzes erfüllen, fallen nicht unter diese Entscheidung.

(4) Drittstaatsangehöriger ist jede Person, die nicht Unions-
bürger im Sinne des Artikels 17 Absatz 1 des Vertrags ist.

Artikel 2

Allgemeines Ziel des Fonds

(1) Allgemeines Ziel des Fonds ist es, die Anstrengungen der
Mitgliedstaaten zu unterstützen, die darauf abzielen, es Dritt-
staatenangehörigen mit unterschiedlichem wirtschaftlichen,
sozialen, kulturellen, religiösen, sprachlichen und ethnischen
Hintergrund zu ermöglichen, die Voraussetzungen für den
Aufenthalt zu erfüllen und sich leichter in die europäischen
Gesellschaften zu integrieren.

Der Fonds ist in erster Linie auf Maßnahmen ausgerichtet, die die
Integration von neu zugewanderten Drittstaatsangehörigen
betreffen.

(2) Zur Verwirklichung des in Absatz 1 genannten Ziels wird
der Fonds zur Entwicklung und Durchführung einzelstaatlicher
Strategien für die Integration von Drittstaatsangehörigen im
Hinblick auf alle Aspekte der Gesellschaft beitragen, wobei
insbesondere dem Grundsatz Rechnung getragen wird, dass
Integration ein wechselseitiger, dynamischer Prozess ist, der auf
gegenseitigem Entgegenkommen aller Zuwanderer und aller in
den Mitgliedstaaten ansässigen Personen gründet.

(3) Der Fonds trägt auf Initiative der Mitgliedstaaten oder der
Kommission zur Finanzierung der technischen Hilfe bei.

Artikel 3

Spezifische Ziele

Der Fonds trägt zur Verwirklichung folgender spezifischer Ziele
bei:

a) Unterstützung der Entwicklung und Durchführung von
Aufnahmeverfahren, die für den Prozess der Integration von
Drittstaatsangehörigen relevant und nützlich sind;

b) Entwicklung und Umsetzung des Prozesses zur Integration
von neu zugewanderten Drittstaatsangehörigen in den
Mitgliedstaaten;

c) Ausbau der Fähigkeit der Mitgliedstaaten zur Entwicklung,
Durchführung, Überwachung und Bewertung von Konzep-
ten und Maßnahmen zur Integration von Drittstaats-
angehörigen;

d) Austausch von Informationen und bewährten Verfahren
sowie Zusammenarbeit in und zwischen den Mitglied-
staaten bei der Entwicklung, Durchführung, Überwachung
und Bewertung von Konzepten und Maßnahmen zur
Integration von Drittstaatsangehörigen.
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Artikel 4

Förderfähige Maßnahmen in den Mitgliedstaaten

(1) Im Bereich des in Artikel 3 Buchstabe a genannten Ziels
werden aus dem Fonds Maßnahmen in den Mitgliedstaaten
unterstützt, die auf Folgendes abzielen:

a) Unterstützung der Entwicklung und Durchführung von
Aufnahmeverfahren in den Mitgliedstaaten, unter anderem
durch die Förderung von Konsultationsprozessen mit den
beteiligten Kreisen sowie von fachkundiger Beratung oder
des Informationsaustauschs über Konzepte, die für
bestimmte Staatsangehörigkeiten oder Gruppen von Dritt-
staatsangehörigen entwickelt wurden;

b) wirksamere Durchführung der Aufnahmeverfahren und
verbesserter Zugang von Drittstaatsangehörigen zu diesen
Verfahren, unter anderem durch benutzerfreundliche Kom-
munikations- und Informationstechnologie, Informations-
kampagnen und Auswahlverfahren;

c) bessere Vorbereitung von Drittstaatsangehörigen auf die
Integration in die Gesellschaft des Aufnahmelands durch
Unterstützung von Maßnahmen vor der Ausreise, die es
ihnen ermöglichen, die für ihre Integration erforderlichen
Kenntnisse und Fähigkeiten zu erlangen, darunter Maß-
nahmen der beruflichen Bildung, Informationspakete sowie
umfassende Kurse in Staatsbürgerkunde und Sprachunter-
richt in den Herkunftsländern.

(2) Im Bereich des in Artikel 3 Buchstabe b genannten Ziels
werden aus dem Fonds Maßnahmen in den Mitgliedstaaten
unterstützt, die auf Folgendes abzielen:

a) Schaffung von Programmen und Maßnahmen, die darauf
abzielen, neu zugewanderte Drittstaatsangehörige mit der
Aufnahmegesellschaft vertraut zu machen und es ihnen zu
ermöglichen, Grundkenntnisse in Bezug auf die Sprache,
die Geschichte, die Institutionen, die sozioökonomischen
Merkmale, die Kultur und die grundlegenden Normen und
Werte der Aufnahmegesellschaft zu erlangen, sowie Ergän-
zung bestehender derartiger Programme und Maßnahmen;

b) Entwicklung solcher Programme und Maßnahmen auf
lokaler und regionaler Ebene und Verbesserung von deren
Qualität, wobei der Schwerpunkt auf der Staatsbürgerkunde
liegt;

c) gezielte Ausrichtung solcher Programme und Maßnahmen
auf bestimmte Gruppen, wie Familienangehörige von
Personen, die Aufnahmeverfahren unterliegen, Kinder,
Frauen, ältere Menschen, Analphabeten oder Personen mit
Behinderungen;

d) flexiblere Gestaltung solcher Programme und Maßnahmen,
insbesondere durch Teilzeitkurse, Intensivkurse, Fernunter-
richt, elektronisches Lernen oder ähnliche Modelle, so dass
Drittstaatsangehörige Programme und Maßnahmen absol-
vieren und gleichzeitig ihrer Arbeit oder ihrem Studium
nachgehen können;

e) Entwicklung und Durchführung solcher Programme oder
Maßnahmen speziell für junge Drittstaatsangehörige, die im
Zusammenhang mit Identitätsfragen vor besonderen sozial
und kulturell bedingten Schwierigkeiten stehen;

f) Entwicklung solcher Programme oder Maßnahmen zur
Förderung der Aufnahme hochqualifizierter und

qualifizierter Drittstaatsangehöriger und zur Unterstützung
des Prozesses von deren Integration.

(3) Im Bereich der in Artikel 3 Buchstaben c und d genannten
Ziele werden aus dem Fonds Maßnahmen in den Mitgliedstaaten
und zwischen diesen unterstützt, die auf Folgendes abzielen:

a) Verbesserung des Zugangs von Drittstaatsangehörigen zu
öffentlichen und privaten Gütern und Dienstleistungen,
unter anderem durch Bereitstellung von Vermittlungs-
diensten sowie Dolmetsch- und Übersetzungsdiensten und
durch Verbesserung der Fähigkeiten des Personals zur
interkulturellen Kommunikation;

b) Aufbau von auf Dauer angelegten Organisationsstrukturen
für die Integration und das Diversitätsmanagement, Förde-
rung der dauerhaften und nachhaltigen Teilnahme am
gesellschaftlichen und kulturellen Leben und Entwicklung
von Methoden der Zusammenarbeit zwischen den ver-
schiedenen relevanten Akteuren, damit öffentliche Bediens-
tete auf verschiedenen Ebenen rasch Informationen über
andernorts vorliegende Erfahrungen und andernorts ange-
wandte Verfahren einholen und, soweit möglich, Ressour-
cen gemeinsam nutzen können;

c) Entwicklung und Durchführung von Maßnahmen in den
Bereichen interkulturelle Schulung, Kapazitätenaufbau und
Diversitätsmanagement sowie Fortbildung des Personals
öffentlicher und privater Diensteanbieter, einschließlich
Bildungseinrichtungen;

d) Verbesserung der Möglichkeiten für die Koordinierung,
Durchführung, Überwachung und Bewertung der einzel-
staatlichen Strategien zur Integration von Drittstaats-
angehörigen auf den verschiedenen Ebenen und in den
verschiedenen Bereichen der staatlichen Verwaltung;

e) Beitrag zur Bewertung der Aufnahmeverfahren oder der in
Absatz 2 genannten Programme und Maßnahmen durch
Unterstützung repräsentativer Umfragen unter Drittstaats-
angehörigen, die an entsprechenden Programmen oder
Maßnahmen teilgenommen haben, und/oder unter relevan-
ten Akteuren, wie Unternehmen, Nichtregierungsorganisa-
tionen und regionale oder lokale Behörden;

f) Einführung und Anwendung von Systemen für die
Erfassung und Auswertung von Informationen über die
Bedürfnisse verschiedener Gruppen von Drittstaats-
angehörigen auf lokaler oder regionaler Ebene unter
Einbeziehung von Plattformen für die Anhörung von
Drittstaatsangehörigen und für den Informationsaustausch
zwischen den Akteuren sowie durch Erhebungen in den
Zuwanderergemeinschaften zur Feststellung der besten
Ansätze zur Erfüllung dieser Bedürfnisse;

g) Beitrag zu dem der Integrationspolitik zugrunde liegenden
wechselseitigen Prozess durch Schaffung von Plattformen
für die Anhörung von Drittstaatsangehörigen, den Informa-
tionsaustausch zwischen den Akteuren sowie den inter-
kulturellen und interreligiösen Dialog zwischen den
verschiedenen Gemeinschaften und/oder zwischen den
Gemeinschaften und den Entscheidungsträgern in Politik
und Verwaltung;

h) Entwicklung von Indikatoren und Leistungsvergleichen zur
Messung der auf einzelstaatlicher Ebene erzielten Fort-
schritte;
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i) Entwicklung von hochwertigen Überwachungsinstrumen-
ten und Bewertungssystemen für Integrationskonzepte und
-maßnahmen;

j) Verbesserung der Akzeptanz von Migration in den Auf-
nahmegesellschaften sowie der Akzeptanz von Integrations-
maßnahmen durch Sensibilisierungskampagnen, ins-
besondere in den Medien.

Artikel 5

Gemeinschaftsmaßnahmen

(1) Auf Initiative der Kommission können bis zu 7 % der
verfügbaren Fondsmittel für die Finanzierung von grenzüber-
schreitenden Maßnahmen oder von Maßnahmen im Interesse der
gesamten Gemeinschaft (nachstehend „Gemeinschaftsmaßnah-
men“ genannt) betreffend die Einwanderungs- und die Integra-
tionspolitik verwendet werden.

(2) Förderfähig sind Gemeinschaftsmaßnahmen, die insbeson-
dere abzielen auf

a) die Förderung der Zusammenarbeit in der Gemeinschaft bei
der Umsetzung des Gemeinschaftsrechts und der Anwen-
dung bewährter Praktiken im Bereich Einwanderung sowie
bei der Anwendung bewährter Praktiken im Bereich
Integration;

b) die Unterstützung bei der Einrichtung von grenzüber-
schreitenden Kooperationsnetzen und von Pilotprojekten
auf der Grundlage von grenzüberschreitenden Partner-
schaften zwischen Einrichtungen in mindestens zwei
Mitgliedstaaten, die zur Stimulierung der Innovation, zur
Erleichterung des Austauschs von Erfahrungen und bewähr-
ten Praktiken sowie zur Verbesserung der Qualität der
Integrationspolitik gebildet werden;

c) die Förderung grenzüberschreitender Sensibilisierungsmaß-
nahmen;

d) die Unterstützung von Studien sowie der Verbreitung und
des Austauschs von Informationen über bewährte Praktiken
und alle anderen Aspekte der Einwanderungs- und
Integrationspolitik, einschließlich des Einsatzes modernster
Technologie;

e) die Förderung von Pilotprojekten und Untersuchungen zu
möglichen neuen Formen der Zusammenarbeit in der
Gemeinschaft im Bereich Einwanderung und Integration
und zum Gemeinschaftsrecht im Bereich Einwanderung;

f) die Förderung der Entwicklung und der Anwendung von
gemeinsamen Statistikinstrumenten, -methoden und
-indikatoren zur Messung politischer Entwicklungen in
den Bereichen Einwanderung und Integration durch die
Mitgliedstaaten.

(3) Das jährliche Arbeitsprogramm mit den Prioritäten für
Gemeinschaftsmaßnahmen wird nach dem in Artikel 52 Absatz 2
genannten Verfahren angenommen.

KAPITEL II

GRUNDSÄTZE DER UNTERSTÜTZUNG

Artikel 6

Komplementarität, Kohärenz und Konformität

(1) Die Unterstützung durch den Fonds ergänzt nationale,
regionale und lokale Maßnahmen und bezieht dabei die
Prioritäten der Gemeinschaft in die Maßnahmen ein.

Bei den aus diesem Fonds geförderten Maßnahmen handelt es
sich um spezifische Maßnahmen, die die aus dem ESF und dem
Europäischen Flüchtlingsfonds geförderten Maßnahmen ergän-
zen, so dass die Kohärenz der Gemeinschaftsmaßnahmen zur
Integration von Drittstaatsangehörigen gewährleistet ist.

(2) Die Kommission und die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass
die Unterstützung durch den Fonds und die Mitgliedstaaten mit
den Tätigkeiten, Politiken und Prioritäten der Gemeinschaft im
Einklang steht. Auf diese Kohärenz ist insbesondere in dem
Mehrjahresprogramm nach Artikel 16 hinzuweisen.

(3) Die aus dem Fonds finanzierten Maßnahmen müssen mit
dem Vertrag und den aufgrund dieses Vertrags erlassenen
Rechtsakten vereinbar sein.

Artikel 7

Programmplanung

(1) Die Umsetzung der Ziele des Fonds erfolgt im Rahmen des
mehrjährigen Programmzeitraums von 2007 bis 2013, der einer
Halbzeitüberprüfung nach Artikel 20 unterliegt. Die mehrjährige
Programmplanung schließt Prioritäten und ein Verfahren für die
Verwaltung, Entscheidungsfindung, Prüfung und Bescheinigung
ein.

(2) Die von der Kommission gebilligten Mehrjahresprogramme
werden in Form von Jahresprogrammen umgesetzt.

Artikel 8

Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit der Intervention

(1) Die Durchführung der in Artikel 17 bzw. Artikel 19
genannten Mehrjahres- und Jahresprogramme fällt in die
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten auf der geeigneten Gebiets-
ebene entsprechend dem institutionellen Gefüge des jeweiligen
Mitgliedstaats. Diese Zuständigkeit wird nach Maßgabe dieser
Entscheidung wahrgenommen.

(2) Hinsichtlich der Prüfbestimmungen wird der Mitteleinsatz
der Kommission und der Mitgliedstaaten nach dem Umfang der
Gemeinschaftsbeteiligung differenziert. Dieses Prinzip gilt auch
für die Bewertung und die Berichte über die Mehrjahres- und
Jahresprogramme.

28.6.2007 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 168/23



Artikel 9

Durchführungsmodalitäten

(1) Die Ausführung der dem Fonds zugewiesenen Haushalts-
mittel der Gemeinschaft erfolgt gemäß Artikel 53 Absatz 1
Buchstabe b der Haushaltsordnung; hiervon ausgenommen sind
die Gemeinschaftsmaßnahmen nach Artikel 5 und die technische
Hilfe nach Artikel 14. Die Mitgliedstaaten und die Kommission
stellen sicher, dass der Grundsatz der wirtschaftlichen Haus-
haltsführung beachtet wird.

(2) Die Kommission übt ihre Befugnisse beim Vollzug des
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union aus, indem sie

a) sich gemäß den Verfahren des Artikels 30 vergewissert, dass
Verwaltungs- und Kontrollsysteme in den Mitgliedstaaten
vorhanden sind und ordnungsgemäß funktionieren;

b) bei Mängeln in den einzelstaatlichen Verwaltungs- und
Kontrollsystemen gemäß den Verfahren der Artikel 39 und
40 die Zahlungen ganz oder teilweise zurückhält oder
aussetzt und gemäß den Verfahren der Artikel 43 und 44
alle anderen erforderlichen Finanzkorrekturen vornimmt.

Artikel 10

Partnerschaft

(1) Jeder Mitgliedstaat organisiert im Einklang mit seinen
geltenden einzelstaatlichen Regelungen und Praktiken die
partnerschaftliche Zusammenarbeit mit den Behörden und
Einrichtungen, die an der Durchführung des Mehrjahres-
programms beteiligt sind oder dem betreffenden Mitgliedstaat
zufolge imstande sind, einen nützlichen Beitrag zur Entwicklung
des Programms zu leisten.

Zu diesen Behörden und Einrichtungen können die zuständigen
regionalen, lokalen, kommunalen und anderen Behörden sowie
internationale Organisationen und Einrichtungen der Zivilgesell-
schaft wie Nichtregierungsorganisationen, einschließlich Migran-
tenorganisationen, oder Sozialpartner gehören.

Diese partnerschaftliche Zusammenarbeit umfasst mindestens
die von den Mitgliedstaaten für die Verwaltung der Inter-
ventionen des ESF benannten Durchführungsstellen sowie die für
den Europäischen Flüchtlingsfonds zuständige Stelle.

(2) Die partnerschaftliche Zusammenarbeit erfolgt unter voll-
ständiger Beachtung der entsprechenden institutionellen, recht-
lichen und finanziellen Befugnisse der jeweiligen Partner.

KAPITEL III

FINANZRAHMEN

Artikel 11

Gesamtmittel

(1) Die Finanzausstattung für die Durchführung der aus dem
Fonds finanzierten Maßnahmen wird für den Zeitraum vom
1. Januar 2007 bis zum 31. Dezember 2013 auf 825 Mio. EUR
festgesetzt.

(2) Die jährlichen Mittel für den Fonds werden von der
Haushaltsbehörde in den Grenzen des Finanzrahmens bewilligt.

(3) Gemäß den in Artikel 12 festgelegten Kriterien nimmt die
Kommission eine indikative Aufteilung der jährlichen Mittel auf
die Mitgliedstaaten vor.

Artikel 12

Jährliche Mittelzuweisung für förderfähige Maßnahmen in
den Mitgliedstaaten

(1) Jeder Mitgliedstaat erhält aus der jährlichen Mittelaus-
stattung des Fonds einen Pauschalbetrag in Höhe von
500 000 EUR.

Dieser Betrag wird für die Mitgliedstaaten, die der Europäischen
Union zwischen 2007 und 2013 beitreten, vom Jahr nach ihrem
Beitritt an für den restlichen Zeitraum 2007 bis 2013 auf
500 000 EUR pro Jahr festgelegt.

(2) Die restlichen jährlich verfügbaren Mittel werden wie folgt
auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt:

a) 40 % der Mittel im Verhältnis zu der durchschnittlichen
Gesamtzahl der Drittstaatsangehörigen, die sich in den drei
vorangegangenen Jahren rechtmäßig in den Mitgliedstaaten
aufgehalten haben;

b) 60 % der Mittel im Verhältnis zu der Anzahl der
Drittstaatsangehörigen, die in den drei vorangegangenen
Jahren eine von einem Mitgliedstaat ausgestellte Erlaubnis
zum Aufenthalt in seinem Hoheitsgebiet erhalten haben.

(3) Bei der Berechnung der Zahl nach Absatz 2 Buchstabe b
werden jedoch folgende Personengruppen nicht berücksichtigt:

a) Saisonarbeiter nach der Definition des innerstaatlichen
Rechts;

b) Drittstaatsangehörige, die gemäß der Richtlinie 2004/114/
EG (1) zur Absolvierung eines Studiums oder zur Teilnahme
an einem Schüleraustausch, einer unbezahlten Ausbildungs-
maßnahme oder einem Freiwilligendienst zugelassen wer-
den;

c) Drittstaatsangehörige, die gemäß der Richtlinie 2005/71/
EG (2) zum Zweck der wissenschaftlichen Forschung zuge-
lassen werden;

d) Drittstaatsangehörige, deren von einem Mitgliedstaat aus-
gestellte Erlaubnis verlängert oder deren Rechtsstellung
geändert wird, einschließlich Drittstaatsangehörigen, die die
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten
gemäß der Richtlinie 2003/109/EG erlangt haben.

(4) Als Bezugsdaten gelten die jeweils aktuellsten Statistiken,
die die Kommission (Eurostat) auf der Grundlage der von den
Mitgliedstaaten übermittelten Daten entsprechend dem Gemein-
schaftsrecht erstellt.

Sofern die Mitgliedstaaten der Kommission (Eurostat) nicht die
betreffenden Statistiken mitgeteilt haben, stellen sie so schnell
wie möglich vorläufige Daten zur Verfügung.
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Die Kommission (Eurostat) bewertet die Qualität, Vergleich-
barkeit und Vollständigkeit der statistischen Angaben entspre-
chend den normalen Betriebsverfahren, bevor sie diese Daten als
Bezugsdaten anerkennt. Die Mitgliedstaaten stellen auf Ersuchen
der Kommission (Eurostat) alle dafür erforderlichen Informatio-
nen zur Verfügung.

Artikel 13

Finanzierungsstruktur

(1) Die Finanzbeiträge aus dem Fonds werden in Form von
Finanzhilfen gewährt.

(2) Die aus dem Fonds unterstützten Maßnahmen werden aus
öffentlichen oder privaten Quellen kofinanziert, haben keinen
Erwerbszweck und kommen nicht für eine anderweitige
Finanzierung zulasten des Gesamthaushaltsplans der Euro-
päischen Union in Betracht.

(3) Die Mittel aus dem Fonds ergänzen die öffentlichen
Ausgaben oder diesen gleichgestellten Ausgaben der Mitglied-
staaten für die unter diese Entscheidung fallenden Maßnahmen.

(4) Für den Beitrag der Gemeinschaft zu geförderten Projekten
wird im Falle von Maßnahmen in den Mitgliedstaaten gemäß
Artikel 4 der Höchstsatz auf 50 % der Gesamtkosten einer
spezifischen Maßnahme festgelegt.

Dieser Satz kann auf 75 % erhöht werden, wenn Projekte
bestimmten Prioritäten dienen, die in den strategischen Leitlinien
nach Artikel 16 aufgeführt sind.

Der Beitrag der Gemeinschaft wird in den Mitgliedstaaten, die
Mittel aus dem Kohäsionsfonds erhalten, auf 75 % erhöht.

(5) Im Rahmen der Durchführung der nationalen Programm-
planung nach Kapitel IV wählen die Mitgliedstaaten Projekte für
eine Finanzierung anhand der folgenden Mindestkriterien aus:

a) Lage und Bedarf in dem Mitgliedstaat;

b) Kosteneffektivität der Ausgabe, unter anderem unter
Berücksichtigung der Zahl der von dem Projekt betroffenen
Personen;

c) Erfahrung, Sachkunde, Verlässlichkeit und Finanzbeitrag der
eine Finanzierung beantragenden Organisation und einer
etwaigen Partnerorganisation;

d) Umfang, in dem das Projekt andere Maßnahmen ergänzt,
die aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union
oder als Teil einzelstaatlicher Programme finanziert werden.

(6) In der Regel werden Finanzhilfen der Gemeinschaft für
Maßnahmen, die aus dem Fonds gefördert werden, vorbehaltlich
einer regelmäßigen Überprüfung der Fortschritte für höchstens
drei Jahre gewährt.

Artikel 14

Technische Hilfe auf Initiative der Kommission

(1) Aus dem Fonds können auf Initiative und/oder im Auftrag
der Kommission bis zu einer Höhe von 500 000 EUR der
jährlichen Mittelausstattung des Fonds die für die Durchführung
dieser Entscheidung erforderlichen vorbereitenden Maßnahmen
und Maßnahmen zur Überwachung, administrativen und
technischen Hilfe sowie zur Bewertung, Prüfung und Kontrolle
finanziert werden.

(2) Zu diesen Maßnahmen gehören

a) Untersuchungen, Bewertungen, Gutachten und Statistiken,
auch solche allgemeiner Art, die sich auf die Tätigkeit des
Fonds beziehen;

b) an die Mitgliedstaaten, die Endbegünstigten und die
Öffentlichkeit gerichtete Informationsmaßnahmen, ein-
schließlich Sensibilisierungskampagnen und einer gemein-
samen Datenbank über die aus dem Fonds finanzierten
Projekte;

c) die Einrichtung, der Betrieb und die Zusammenschaltung
der rechnergestützten Systeme für die Verwaltung, Über-
wachung, Kontrolle und Bewertung;

d) die Festlegung eines gemeinsamen Rahmens für die
Bewertung und Überwachung sowie eines Systems von
Indikatoren, bei dem gegebenenfalls nationale Indikatoren
berücksichtigt werden;

e) die Verbesserung der Bewertungsmethoden und der Aus-
tausch von Informationen über die Praktiken in diesem
Bereich;

f) Informations- und Fortbildungsmaßnahmen für die von
den Mitgliedstaaten nach Kapitel V benannten Behörden,
zusätzlich zu den Vorkehrungen der Mitgliedstaaten,
Anleitungen für ihre Behörden nach Artikel 30 Absatz 2
bereitzustellen.

Artikel 15

Technische Hilfe auf Initiative der Mitgliedstaaten

(1) Aus dem Fonds können auf Initiative eines Mitgliedstaats
für jedes Jahresprogramm vorbereitende Maßnahmen und Maß-
nahmen zur Verwaltung, Überwachung, Bewertung, Information
und Kontrolle sowie zum Ausbau der Verwaltungskapazität für
die Durchführung des Fonds finanziert werden.

(2) Der im Rahmen jedes Jahresprogramms für die technische
Hilfe vorgesehene Betrag darf folgende Werte nicht überschreiten:

a) für den Zeitraum 2007 bis 2010 7 % des Gesamtbetrags
der jährlichen Mittelzuweisung an den Mitgliedstaat zuzüg-
lich 30 000 EUR und

b) für den Zeitraum 2011 bis 2013 4 % des Gesamtbetrags
der jährlichen Mittelzuweisung an den Mitgliedstaat zuzüg-
lich 30 000 EUR.
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KAPITEL IV

PROGRAMMPLANUNG

Artikel 16

Annahme der strategischen Leitlinien

(1) Die Kommission legt strategische Leitlinien fest, die —

unter Berücksichtigung der Fortschritte bei der Weiterent-
wicklung und Umsetzung der Rechtsvorschriften der Gemein-
schaft im Bereich Einwanderung und in anderen Bereichen im
Zusammenhang mit der Integration von Drittstaatsangehörigen
— den Rahmen für die Intervention des Fonds sowie die
indikative Aufteilung der Fondsmittel für den betreffenden
Zeitraum vorgeben.

(2) Für jedes Ziel des Fonds setzen diese Leitlinien insbesondere
die Prioritäten der Gemeinschaft im Hinblick auf die Förderung
der Gemeinsamen Grundprinzipien um.

(3) Die Kommission legt bis zum 31. Juli 2007 die strategi-
schen Leitlinien für den Mehrjahreszeitraum fest.

(4) Die strategischen Leitlinien werden nach dem in Artikel 52
Absatz 2 genannten Verfahren angenommen.

Artikel 17

Ausarbeitung und Billigung der nationalen
Mehrjahresprogramme

(1) Jeder Mitgliedstaat legt auf der Grundlage der strategischen
Leitlinien nach Artikel 16 den Entwurf eines Mehrjahres-
programms mit folgenden Bestandteilen vor:

a) Beschreibung der aktuellen Situation in dem betreffenden
Mitgliedstaat im Hinblick auf die Durchführung von
nationalen Integrationsstrategien unter Berücksichtigung
der Gemeinsamen Grundprinzipien und gegebenenfalls im
Hinblick auf die Konzipierung und Umsetzung von inner-
staatlichen Aufnahme- und Einführungsprogrammen;

b) Bedarfsanalyse für den betreffenden Mitgliedstaat im Hin-
blick auf nationale Integrationsstrategien und gege-
benenfalls Aufnahme- und Einführungsprogramme sowie
Angabe der operativen Ziele zur Deckung dieses Bedarfs
während der Laufzeit des Mehrjahresprogramms;

c) Vorstellung einer geeigneten Strategie zur Verwirklichung
dieser Ziele und der diesbezüglichen Prioritäten sowie
Beschreibung der Maßnahmen zur Umsetzung dieser
Prioritäten;

d) Angaben zur Vereinbarkeit dieser Strategie mit anderen
regionalen, nationalen und gemeinschaftlichen Instrumen-
ten;

e) Informationen zu den Prioritäten und ihren Einzelzielen.
Diese Einzelziele werden unter Berücksichtigung des
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit mit Hilfe einer
begrenzten Zahl von Indikatoren quantifiziert. Diese
Indikatoren müssen es erlauben, den Fortschritt gegenüber

der Ausgangssituation und die Wirksamkeit der Ziele, mit
denen die Prioritäten umgesetzt werden, zu messen;

f) Beschreibung des Konzepts für die Durchführung des
Grundsatzes der Partnerschaft nach Artikel 10;

g) Entwurf eines Finanzierungsplans, in dem für jede Priorität
und für jedes Jahresprogramm der vorgeschlagene finan-
zielle Beitrag des Fonds sowie der Gesamtbetrag der
öffentlichen oder privaten Kofinanzierungen angegeben
sind;

h) Beschreibung der Maßnahmen zur Gewährleistung der
Komplementarität dieser Maßnahmen und der aus dem ESF
finanzierten Maßnahmen;

i) Bestimmungen, um die Bekanntmachung des Mehrjahres-
programms sicherzustellen.

(2) Die Mitgliedstaaten legen der Kommission den Entwurf
ihres Mehrjahresprogramms spätestens vier Monate nach dem
Zeitpunkt vor, zu dem die Kommission die strategischen
Leitlinien für den betreffenden Zeitraum mitgeteilt hat.

(3) Im Hinblick auf die Billigung des Entwurfs eines
Mehrjahresprogramms prüft die Kommission

a) die Vereinbarkeit des Entwurfs des Mehrjahresprogramms
mit den Zielen des Fonds und den strategischen Leitlinien
nach Artikel 16;

b) die Angemessenheit der in dem Entwurf des Mehrjahres-
programms vorgesehenen Maßnahmen angesichts der
vorgeschlagenen Strategie;

c) die Vereinbarkeit der von dem Mitgliedstaat für die
Durchführung der Interventionen des Fonds vorgesehenen
Verwaltungs- und Kontrollregelungen mit dieser Entschei-
dung;

d) die Vereinbarkeit des Entwurfs des Mehrjahresprogramms
mit dem Gemeinschaftsrecht und insbesondere mit den
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft zur Gewährleistung
des freien Personenverkehrs in Verbindung mit den
unmittelbar damit zusammenhängenden flankierenden
Maßnahmen in Bezug auf die Kontrollen an den Außen-
grenzen, Asyl und Einwanderung.

(4) Ist die Kommission der Auffassung, dass der Entwurf eines
Mehrjahresprogramms nicht mit den strategischen Leitlinien
oder mit den Bestimmungen dieser Entscheidung über die
Verwaltungs- und Kontrollsysteme oder mit dem Gemeinschafts-
recht im Einklang steht, so fordert sie den Mitgliedstaat auf, alle
erforderlichen Informationen vorzulegen und gegebenenfalls den
Entwurf des Mehrjahresprogramms entsprechend zu ändern.

(5) Die Kommission billigt jedes Mehrjahresprogramm inner-
halb von drei Monaten nach der förmlichen Einreichung nach
dem in Artikel 52 Absatz 2 genannten Verfahren.
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Artikel 18

Änderung der Mehrjahresprogramme

(1) Auf Initiative des betreffenden Mitgliedstaats oder der
Kommission wird das Mehrjahresprogramm überprüft und
erforderlichenfalls für die verbleibende Laufzeit geändert, um
stärker auf die Prioritäten der Gemeinschaft einzugehen oder
diese anders zu gewichten. Die Mehrjahresprogramme können
auch infolge von Bewertungen und/oder Durchführungsschwie-
rigkeiten überprüft werden.

(2) Die Kommission erlässt eine Entscheidung zur Billigung der
Änderung eines Mehrjahresprogramms schnellstmöglich nach
der förmlichen Einreichung eines solchen Antrags durch den
betreffenden Mitgliedstaat. Die Änderung des Mehrjahres-
programms erfolgt nach dem in Artikel 52 Absatz 2 genannten
Verfahren.

Artikel 19

Jahresprogramme

(1) Die von der Kommission gebilligten Mehrjahresprogramme
werden in Form von Jahresprogrammen umgesetzt.

(2) Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten bis zum 1. Juli
jedes Jahres die Beträge mit, die ihnen für das nächste Jahr aus
den Gesamtmitteln, die dem Fonds im Zuge des jährlichen
Haushaltsverfahrens zugewiesen werden, berechnet nach den
Modalitäten des Artikels 12, voraussichtlich zustehen.

(3) Die Mitgliedstaaten legen der Kommission bis zum
1. November jedes Jahres den Entwurf des Jahresprogramms
für das nächste Jahr vor, der nach Maßgabe des Mehrjahres-
programms ausgearbeitet wurde und aus Folgendem besteht:

a) den allgemeinen Modalitäten für die Auswahl der im
Rahmen des Jahresprogramms zu finanzierenden Projekte;

b) einer Beschreibung der Maßnahmen, die im Rahmen des
Jahresprogramms unterstützt werden sollen;

c) der vorgeschlagenen finanziellen Verteilung des Beitrags des
Fonds auf die verschiedenen Maßnahmen des Programms
sowie die Angabe des Betrags, der für die technische Hilfe
gemäß Artikel 15 zur Durchführung des Jahresprogramms
beantragt wird.

(4) Die Kommission prüft den Entwurf des Jahresprogramms
eines Mitgliedstaats unter Berücksichtigung des Betrags der dem
Fonds im Zuge des Haushaltsverfahrens endgültig zugewiesenen
Mittel.

Die Kommission unterrichtet den betreffenden Mitgliedstaat
innerhalb eines Monats nach der förmlichen Einreichung des
Entwurfs des Jahresprogramms, ob sie den Entwurf billigen kann.
Steht der Entwurf des Jahresprogramms nicht mit dem Mehr-
jahresprogramm im Einklang, so fordert die Kommission diesen
Mitgliedstaat auf, alle erforderlichen Informationen vorzulegen
und gegebenenfalls den Entwurf des Jahresprogramms ent-
sprechend zu ändern.

Die Kommission trifft die Finanzierungsentscheidung zur
Billigung des Jahresprogramms bis zum 1. März des betreffenden

Jahres. In der Entscheidung sind der dem betreffenden Mitglied-
staat zugewiesene Betrag sowie der Zeitraum angegeben, in dem
die Erstattung von Ausgaben möglich ist.

Artikel 20

Halbzeitüberprüfung des Mehrjahresprogramms

(1) Die Kommission überprüft die strategischen Leitlinien und
nimmt erforderlichenfalls bis zum 31. März 2010 geänderte
strategische Leitlinien für den Zeitraum 2011 bis 2013 an.

(2) Werden solche geänderten strategischen Leitlinien ange-
nommen, so überprüft jeder Mitgliedstaat sein Mehrjahres-
programm und ändert es gegebenenfalls.

(3) Die in Artikel 17 festgelegten Regeln über die Ausarbeitung
und Billigung der nationalen Mehrjahresprogramme gelten
entsprechend für die Ausarbeitung und Billigung dieser geänder-
ten Mehrjahresprogramme.

(4) Die geänderten strategischen Leitlinien werden nach dem in
Artikel 52 Absatz 2 genannten Verfahren angenommen.

KAPITEL V

VERWALTUNGS- UND KONTROLLSYSTEME

Artikel 21

Durchführung

Die Kommission ist für die Durchführung dieser Entscheidung
zuständig und erlässt alle für deren Durchführung erforderlichen
Bestimmungen.

Artikel 22

Allgemeine Grundsätze für die Verwaltungs- und
Kontrollsysteme

Die Verwaltungs- und Kontrollsysteme für die Mehrjahres-
programme der Mitgliedstaaten gewährleisten

a) die Beschreibung der Aufgaben der mit der Verwaltung und
Kontrolle betrauten Stellen und die Aufgabenzuweisung
innerhalb jeder Stelle;

b) die Beachtung des Grundsatzes der Aufgabentrennung
zwischen diesen Stellen sowie innerhalb dieser Stellen;

c) eine angemessene Mittelausstattung jeder Stelle oder jeder
Abteilung, damit diese die Aufgaben ausführen kann, die ihr
für den gesamten Zeitraum der Durchführung der aus dem
Fonds kofinanzierten Maßnahmen übertragen wurden;

d) Verfahren, mit denen die Richtigkeit und Ordnungsmäßig-
keit der im Rahmen der Jahresprogramme geltend
gemachten Ausgaben sichergestellt wird;

e) zuverlässige computergestützte Verfahren für die Buch-
führung, Überwachung und Finanzberichterstattung;

f) ein Verfahren für die Berichterstattung und Überwachung
in den Fällen, in denen die zuständige Stelle die Ausführung
von Aufgaben einer anderen Stelle überträgt;
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g) Verfahrenshandbücher für die wahrzunehmenden Aufga-
ben;

h) Regelungen für die Prüfung der Funktionsweise des
Systems;

i) Systeme und Verfahren, die einen hinreichenden Prüfpfad
gewährleisten;

j) Verfahren zur Berichterstattung über und Überwachung
von Unregelmäßigkeiten und zur Wiedereinziehung rechts-
grundlos gezahlter Beträge.

Artikel 23

Benennung der Behörden

(1) Für die Durchführung seines Mehrjahresprogramms und
seiner Jahresprogramme benennt der Mitgliedstaat

a) eine zuständige Behörde: ein funktionelles Organ des
Mitgliedstaats, eine innerstaatliche öffentliche Einrichtung
oder von dem Mitgliedstaat benannte Stelle oder eine dem
Privatrecht des Mitgliedstaats unterliegende Einrichtung, die
im öffentlichen Auftrag tätig wird, das bzw. die für die
Verwaltung des Mehrjahresprogramms und der Jahres-
programme, die aus dem Fonds unterstützt werden,
zuständig und der einzige Ansprechpartner der Kommis-
sion ist;

b) eine Bescheinigungsbehörde: eine innerstaatliche öffentliche
Einrichtung oder von dem Mitgliedstaat benannte Stelle
oder eine als solche Einrichtung oder Stelle handelnde
Person, die die Ausgabenerklärungen vor ihrer Übermitt-
lung an die Kommission zu bescheinigen hat;

c) eine Prüfbehörde: eine innerstaatliche öffentliche Einrich-
tung oder Stelle, sofern sie funktionell von der zuständigen
Behörde und der Bescheinigungsbehörde unabhängig ist,
die von dem Mitgliedstaat benannt wird und dafür
zuständig ist, zu überprüfen, ob das Verwaltungs- und
Kontrollsystem effizient funktioniert;

d) wo dies angezeigt ist, eine beauftragte Behörde.

(2) Der Mitgliedstaat legt die Einzelheiten seiner Beziehungen
zu den Behörden nach Absatz 1 sowie deren Beziehungen zur
Kommission fest.

(3) Vorbehaltlich des Artikels 22 Buchstabe b können einige
oder alle Behörden nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels
innerhalb einer einzigen Stelle angesiedelt sein.

(4) Die Kommission nimmt die Durchführungsbestimmungen
zu den Artikeln 24 bis 28 nach dem in Artikel 52 Absatz 2
genannten Verfahren an.

Artikel 24

Zuständige Behörde

(1) Die zuständige Behörde erfüllt folgende Mindestbedingun-
gen. Sie

a) ist eine juristische Person, außer wenn es sich um ein
funktionelles Organ des Mitgliedstaats handelt;

b) verfügt über die Infrastrukturen, die für eine reibungslose
Kommunikation mit einem breiten Nutzerspektrum sowie

den zuständigen Stellen der anderen Mitgliedstaaten und
der Kommission erforderlich sind;

c) ist in einem administrativen Umfeld tätig, das eine
ordnungsgemäße Erledigung der Aufgaben ermöglicht
und gewährleistet, dass Interessenkonflikte vermieden
werden;

d) ist in der Lage, die Gemeinschaftsvorschriften für die
Mittelverwaltung anzuwenden;

e) besitzt die finanziellen und verwaltungstechnischen Kapa-
zitäten, die für das von ihr zu verwaltende Volumen an
Gemeinschaftsmitteln angemessen sind;

f) verfügt über Personal, das die geeigneten fachlichen und
sprachlichen Qualifikationen für eine Verwaltungstätigkeit
in einem internationalen Umfeld besitzt.

(2) Der Mitgliedstaat sorgt für eine angemessene Finanzierung
der zuständigen Behörde, damit diese im Zeitraum 2007 bis
2013 ihre Aufgaben weiterhin angemessen und kontinuierlich
erfüllen kann.

(3) Die Kommission kann die Mitgliedstaaten bei der Schulung
des Personals, insbesondere hinsichtlich der ordnungsgemäßen
Anwendung der Kapitel V bis IX, unterstützen.

Artikel 25

Aufgaben der zuständigen Behörde

(1) Die zuständige Behörde ist dafür verantwortlich, dass das
Mehrjahresprogramm im Einklang mit dem Grundsatz der
wirtschaftlichen Haushaltsführung verwaltet und umgesetzt
wird.

Sie hat namentlich die Aufgabe,

a) die Partner gemäß Artikel 10 zu konsultieren;

b) der Kommission Vorschläge für die Mehrjahres- und
Jahresprogramme gemäß den Artikeln 17 und 19 vorzu-
legen;

c) mit den Verwaltungsbehörden, die von den Mitgliedstaaten
für die Durchführung der aus dem ESF und dem
Europäischen Flüchtlingsfonds finanzierten Maßnahmen
benannt wurden, einen Mechanismus der Zusammenarbeit
einzurichten;

d) gegebenenfalls Ausschreibungen und Aufforderungen zur
Einreichung von Vorschlägen zu organisieren und bekannt
zu machen;

e) die Auswahl von Projekten für eine Kofinanzierung aus
dem Fonds gemäß den Kriterien nach Artikel 13 Absatz 5
zu organisieren;

f) die von der Kommission geleisteten Zahlungen entgegenzu-
nehmen und Zahlungen an die Endbegünstigten zu leisten;

g) die Kohärenz und Komplementarität zwischen den Kofi-
nanzierungen aus dem Fonds und denen aus anderen
einschlägigen Finanzinstrumenten des betreffenden
Mitgliedstaats und der Gemeinschaft zu gewährleisten;

L 168/28 DE Amtsblatt der Europäischen Union 28.6.2007



h) zu überwachen, dass die kofinanzierten Erzeugnisse
geliefert bzw. die kofinanzierten Dienstleistungen erbracht
und die im Zusammenhang mit Maßnahmen geltend
gemachten Ausgaben tatsächlich und im Einklang mit den
gemeinschaftlichen und innerstaatlichen Rechtsvorschriften
getätigt wurden;

i) die elektronische Erfassung und Speicherung von Buch-
führungsdaten zu jeder im Rahmen der Jahresprogramme
durchgeführten Maßnahme sowie die Erhebung der für das
Finanzmanagement, die Überwachung, die Kontrolle und
die Bewertung erforderlichen Durchführungsdaten zu
gewährleisten;

j) dafür zu sorgen, dass die Endbegünstigten und die
sonstigen an der Durchführung der aus dem Fonds
kofinanzierten Maßnahmen beteiligten Stellen unbeschadet
nationaler Buchführungsregeln entweder gesondert über
alle Finanzvorgänge im Zusammenhang mit der Maßnahme
Buch führen oder für diese einen geeigneten Buchführungs-
code verwenden;

k) dafür zu sorgen, dass die Bewertungen des Fonds nach
Artikel 47 innerhalb der in Artikel 48 Absatz 2 festgelegten
Fristen gemäß den von der Kommission und dem Mitglied-
staat vereinbarten Qualitätsstandards vorgenommen wer-
den;

l) Verfahren einzuführen, die gewährleisten, dass alle für einen
hinreichenden Prüfpfad erforderlichen Ausgabenbelege und
Kontrollunterlagen im Einklang mit den Anforderungen
von Artikel 41 aufbewahrt werden;

m) sicherzustellen, dass die Prüfbehörde alle für die Durch-
führung der Prüfungen gemäß Artikel 28 Absatz 1
notwendigen Auskünfte über die angewandten Verwal-
tungsverfahren und die aus dem Fonds kofinanzierten
Maßnahmen erhält;

n) sicherzustellen, dass die Bescheinigungsbehörde in Bezug
auf die Ausgaben alle für die Bescheinigung notwendigen
Auskünfte über die angewandten Verfahren und die
durchgeführten Überprüfungen erhält;

o) Fortschrittsberichte und Schlussberichte über die Durch-
führung der Jahresprogramme, von der Bescheinigungsbe-
hörde bescheinigte Ausgabenerklärungen und
Zahlungsanträge oder gegebenenfalls Erklärungen über die
Rückzahlung zu erstellen und der Kommission vorzulegen;

p) Informations- und Beratungstätigkeiten durchzuführen
sowie die Ergebnisse der geförderten Maßnahmen zu
verbreiten;

q) mit der Kommission und den zuständigen Behörden der
anderen Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten;

r) zu überprüfen, ob die in Artikel 31 Absatz 6 genannten
Leitlinien von den Endbegünstigten beachtet werden.

(2) Die Tätigkeiten der zuständigen Behörde im Zusammen-
hang mit der Verwaltung der in den Mitgliedstaaten durchge-
führten Projekte können im Rahmen der technischen Hilfe
gemäß Artikel 15 finanziert werden.

Artikel 26

Aufgabenübertragung durch die zuständige Behörde

(1) Werden alle oder einige Aufgaben der zuständigen Behörde
einer beauftragten Behörde übertragen, so legt die zuständige
Behörde den Umfang der übertragenen Aufgaben genau fest und
bestimmt detaillierte Verfahren für die Ausführung der übertra-
genen Aufgaben im Einklang mit den in Artikel 24 festgelegten
Bedingungen.

(2) Diese Verfahren sehen unter anderem vor, dass der
zuständigen Behörde regelmäßig Angaben über die effektive
Wahrnehmung der übertragenen Aufgaben und eine Beschrei-
bung der eingesetzten Mittel vorzulegen sind.

Artikel 27

Bescheinigungsbehörde

(1) Die Bescheinigungsbehörde hat die Aufgabe,

a) zu bescheinigen, dass

i) die Ausgabenerklärung wahrheitsgetreu ist, sich auf
zuverlässige Buchführungsverfahren stützt und auf
überprüfbaren Belegen beruht;

ii) die geltend gemachten Ausgaben mit den einschlägi-
gen gemeinschaftlichen und innerstaatlichen Rechts-
vorschriften im Einklang stehen und für Maßnahmen
getätigt wurden, die nach den für das Programm
geltenden Kriterien ausgewählt wurden und mit den
gemeinschaftlichen und innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften im Einklang stehen;

b) für die Zwecke der Bescheinigung sicherzustellen, dass ihr
hinreichende Angaben der zuständigen Behörde zu den
Verfahren und Überprüfungen für die in Ausgabenerklä-
rungen geltend gemachten Ausgaben vorliegen;

c) für die Zwecke der Bescheinigung die Ergebnisse aller von
der Prüfbehörde oder unter deren Verantwortung durchge-
führten Prüfungen zu berücksichtigen;

d) in elektronischer Form über die bei der Kommission geltend
gemachten Ausgaben Buch zu führen;

e) sich zu vergewissern, dass Gemeinschaftsmittel, die auf-
grund festgestellter Unregelmäßigkeiten rechtsgrundlos
gezahlt wurden, gegebenenfalls mit Zinsen wieder einge-
zogen werden;

f) Buch über die einzuziehenden Beträge und die eingezoge-
nen Beträge zu führen, die dem Gesamthaushaltsplan der
Europäischen Union nach Möglichkeit durch Abzug von
der nächsten Ausgabenerklärung wieder zuzuführen sind.

(2) Die Tätigkeiten der Bescheinigungsbehörde im Zusammen-
hang mit Projekten, die in den Mitgliedstaaten durchgeführt
werden, können im Rahmen der technischen Hilfe gemäß
Artikel 15 finanziert werden, sofern die hoheitlichen Befugnisse
dieser Behörde nach Maßgabe des Artikels 23 beachtet werden.
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Artikel 28

Prüfbehörde

(1) Die Prüfbehörde hat die Aufgabe,

a) zu gewährleisten, dass die Effizienz der Funktionsweise des
Verwaltungs- und Kontrollsystems geprüft wird;

b) sicherzustellen, dass die Maßnahmen anhand angemessener
Stichproben der geltend gemachten Ausgaben geprüft
werden, wobei die Stichproben mindestens 10 % der im
Rahmen des jeweiligen Jahresprogramms förderfähigen
Gesamtausgaben erfassen müssen;

c) der Kommission binnen sechs Monaten nach Billigung des
Mehrjahresprogramms eine Prüfstrategie vorzulegen, aus
der hervorgeht, welche Stellen die Prüfungen gemäß den
Buchstaben a und b durchführen, und die sicherstellt, dass
bei den Hauptbegünstigten der Kofinanzierung durch den
Fonds Prüfungen durchgeführt werden und die Prüfungen
gleichmäßig über den Programmzeitraum verteilt sind.

(2) In den Fällen, in denen die benannte Prüfbehörde gemäß
dieser Entscheidung identisch ist mit der benannten Prüfbehörde
gemäß den Entscheidungen Nr. 573/2007/EG, Nr. 574/2007/EG
und Nr. 575/2007/EG oder in denen ein gemeinsames System
für mehrere dieser Fonds eingerichtet wird, kann eine einheitliche
Prüfstrategie gemäß Absatz 1 Buchstabe c vorgelegt werden.

(3) Die Prüfbehörde arbeitet für jedes Jahresprogramm einen
Bericht aus, der Folgendes umfasst:

a) einen jährlichen Prüfbericht, der die Ergebnisse der in Bezug
auf das Jahresprogramm gemäß der Prüfstrategie durchge-
führten Prüfungen enthält und etwaige Mängel in dem
System zur Verwaltung und Kontrolle des Programms
aufzeigt;

b) auf der Grundlage der unter der Verantwortung der
Prüfbehörde durchgeführten Kontrollen und Prüfungen
eine Stellungnahme zu der Frage, ob das Verwaltungs-
und Kontrollsystem so funktioniert, dass die Richtigkeit der
der Kommission vorgelegten Ausgabenerklärungen und die
Recht- und Ordnungsmäßigkeit der zugrunde liegenden
Vorgänge hinreichend gewährleistet sind;

c) eine Erklärung über die Gültigkeit des Antrags auf Zahlung
oder der Erklärung über die Rückzahlung des Restbetrags
sowie die Recht- und Ordnungsmäßigkeit der betreffenden
Ausgaben.

(4) Die Prüfbehörde stellt sicher, dass bei den Prüfungen
international anerkannte Prüfstandards berücksichtigt werden.

(5) Die Prüfung im Zusammenhang mit Projekten, die in den
Mitgliedstaaten durchgeführt werden, kann im Rahmen der
technischen Hilfe gemäß Artikel 15 finanziert werden, sofern die
hoheitlichen Befugnisse der Prüfbehörde nach Maßgabe des
Artikels 23 beachtet werden.

KAPITEL VI

ZUSTÄNDIGKEITEN UND KONTROLLEN

Artikel 29

Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten

(1) Die Mitgliedstaaten müssen eine wirtschaftliche Haushalts-
führung im Rahmen der Mehrjahres- und Jahresprogramme
sowie die Recht- und Ordnungsmäßigkeit der zugrunde liegen-
den Vorgänge gewährleisten.

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die zuständigen
Behörden und gegebenenfalls die beauftragten Behörden, die
Bescheinigungsbehörden, die Prüfbehörden sowie sonstige
beteiligte Stellen ausreichende Anleitungen zur Einrichtung der
Verwaltungs- und Kontrollsysteme gemäß den Artikeln 22 bis 28
erhalten, damit eine effiziente und ordnungsgemäße Verwendung
der Gemeinschaftsmittel gewährleistet ist.

(3) Die Mitgliedstaaten beugen Unregelmäßigkeiten vor, decken
sie auf und korrigieren sie. Sie setzen die Kommission davon in
Kenntnis und informieren sie über den Stand von Verwaltungs-
und Gerichtsverfahren.

Falls Beträge unrechtmäßig an einen Endbegünstigten ausgezahlt
wurden und nicht wiedererlangt werden können, hat der
betreffende Mitgliedstaat die verlorenen Beträge dem Gesamt-
haushaltsplan der Europäischen Union wieder zuzuführen, wenn
nachgewiesen wird, dass der Verlust durch einen ihm anzulasten-
den Vorsatz oder durch eine ihm anzulastende Fahrlässigkeit
entstanden ist.

(4) Für die Finanzkontrolle der Maßnahmen sind in erster Linie
die Mitgliedstaaten verantwortlich; sie sorgen dafür, dass die
Verwaltungs- und Kontrollsysteme so angewendet werden, dass
eine effiziente und ordnungsgemäße Verwendung der Gemein-
schaftsmittel gewährleistet ist. Sie übermitteln der Kommission
eine Beschreibung dieser Systeme.

(5) Die Durchführungsbestimmungen zu den Absätzen 1 bis 4
werden nach dem in Artikel 52 Absatz 2 genannten Verfahren
angenommen.

Artikel 30

Verwaltungs- und Kontrollsysteme

(1) Bevor die Kommission das Mehrjahresprogramm nach dem
in Artikel 52 Absatz 2 genannten Verfahren billigt, sorgen die
Mitgliedstaaten dafür, dass die Verwaltungs- und Kontrollsysteme
gemäß den Artikeln 22 bis 28 eingerichtet werden. Sie sind dafür
verantwortlich, dass die Systeme während des gesamten
Programmzeitraums wirksam funktionieren.

(2) Bei der Vorlage des Entwurfs ihres jeweiligen Mehrjahres-
programms unterbreiten die Mitgliedstaaten der Kommission
eine Beschreibung des Aufbaus und der Verfahren der zuständi-
gen Behörden, der beauftragten Behörden und der Bescheini-
gungsbehörden sowie eine Beschreibung der internen
Prüfsysteme dieser Behörden und Stellen, der Prüfbehörde und
sonstiger Stellen, die unter deren Verantwortung Prüfungen
vornehmen.

(3) Die Kommission überprüft die Anwendung dieser Bestim-
mung im Rahmen der Ausarbeitung des Berichts für den
Zeitraum 2007 bis 2013 nach Artikel 48 Absatz 3.
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Artikel 31

Zuständigkeiten der Kommission

(1) Die Kommission vergewissert sich nach dem Verfahren des
Artikels 30, dass die Mitgliedstaaten über Verwaltungs- und
Kontrollsysteme verfügen, die mit den Artikeln 22 bis 28 im
Einklang stehen; sie vergewissert sich außerdem anhand der
jährlichen Prüfberichte und ihrer eigenen Prüfungen, dass die
Systeme während des Programmzeitraums wirksam funktionie-
ren.

(2) Unbeschadet der von den Mitgliedstaaten durchgeführten
Prüfungen können Beamte der Kommission oder deren ermäch-
tigte Vertreter vor Ort die wirksame Funktionsweise der
Verwaltungs- und Kontrollsysteme und dabei auch Maßnahmen
im Rahmen der Jahresprogramme überprüfen, wobei die
Prüfungen mindestens drei Arbeitstage vorher angekündigt
werden müssen. An solchen Prüfungen können Beamte oder
ermächtigte Vertreter des betreffenden Mitgliedstaats teilnehmen.

(3) Die Kommission kann von einem Mitgliedstaat verlangen,
vor Ort das einwandfreie Funktionieren der Systeme und die
Richtigkeit eines oder mehrerer Vorgänge zu überprüfen. An
solchen Prüfungen können Beamte der Kommission oder deren
ermächtigte Vertreter teilnehmen.

(4) Die Kommission sorgt in Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten für eine angemessene Informations- und Öffent-
lichkeitsarbeit sowie ein adäquates Follow-up der aus dem Fonds
unterstützten Maßnahmen.

(5) Die Kommission sorgt in Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten für die Kohärenz der Maßnahmen und ihre
Komplementarität zu anderen einschlägigen Politiken, Instru-
menten und Initiativen der Gemeinschaft.

(6) Die Kommission legt Leitlinien fest, um sicherzustellen, dass
erkennbar ist, welche Mittel im Rahmen dieser Entscheidung
bereitgestellt werden.

Artikel 32

Zusammenarbeit mit den Prüfbehörden der Mitgliedstaaten

(1) Die Kommission und die Prüfbehörden arbeiten zusammen,
um ihre Prüfpläne und -verfahren miteinander abzustimmen; sie
teilen sich unverzüglich die Ergebnisse von Prüfungen der
Verwaltungs- und Kontrollsysteme mit, um Kontrollressourcen
optimal einzusetzen und unnötige Doppelarbeit zu vermeiden.

Die Kommission nimmt zu der gemäß Artikel 28 vorgelegten
Prüfstrategie binnen höchstens drei Monaten nach deren Vorlage
Stellung.

(2) Bei der Festlegung ihrer eigenen Prüfstrategie ermittelt die
Kommission diejenigen Jahresprogramme, die sie auf der
Grundlage ihrer vorhandenen Kenntnisse des Verwaltungs- und
Kontrollsystems als zufrieden stellend betrachtet.

Bei diesen Programmen kann die Kommission zu dem Schluss
gelangen, dass sie sich im Wesentlichen auf die Prüfnachweise der
Mitgliedstaaten stützen kann und nur dann eigene Vor-Ort-
Prüfungen vornehmen wird, wenn Nachweise vorliegen, die auf
Mängel des Systems schließen lassen.

KAPITEL VII

FINANZMANAGEMENT

Artikel 33

Förderfähigkeit — Ausgabenerklärungen

(1) In jeder Ausgabenerklärung werden der Ausgabenbetrag,
den die Endbegünstigten für die Durchführung der Maßnahmen
verauslagt haben, und die entsprechende Beteiligung aus öffent-
lichen oder privaten Mitteln aufgeführt.

(2) Die Ausgaben müssen den durch die Endbegünstigten
getätigten Zahlungen entsprechen. Sie sind durch quittierte
Rechnungen oder Buchungsnachweise von gleichem Beweiswert
zu belegen.

(3) Für eine Förderung aus dem Fonds kommen ausschließlich
Ausgaben in Betracht, die frühestens am 1. Januar des Jahres, auf
das sich die Finanzierungsentscheidung zur Billigung des Jahres-
programms nach Artikel 19 Absatz 4 Unterabsatz 3 bezieht,
getätigt wurden. Die kofinanzierten Maßnahmen dürfen nicht
vor dem Anfangstermin der Förderfähigkeit abgeschlossen sein.

Für die Ausgaben zur Durchführung der im Rahmen der
Jahresprogramme für 2007 unterstützten Maßnahmen wird der
Zeitraum, in dem die Ausgaben förderfähig sind, ausnahmsweise
auf drei Jahre festgelegt.

(4) Die Bestimmungen für die Förderfähigkeit der Ausgaben im
Rahmen der in den Mitgliedstaaten durchgeführten und aus dem
Fonds kofinanzierten Maßnahmen nach Artikel 4 werden nach
dem in Artikel 52 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.

Artikel 34

Vollständigkeit der Zahlungen an die Endbegünstigten

Die Mitgliedstaaten vergewissern sich, ob die zuständige Behörde
dafür sorgt, dass die Endbegünstigten den Gesamtbetrag der
öffentlichen Beteiligung so schnell wie möglich erhalten. Der den
Endbegünstigten zu zahlende Betrag wird durch keinerlei
Abzüge, Einbehalte, später erhobene spezifische Abgaben oder
Belastungen mit ähnlicher Wirkung verringert, sofern die
Endbegünstigten alle Voraussetzungen für die Förderfähigkeit
von Maßnahmen und Ausgaben erfüllen.

Artikel 35

Verwendung des Euro

(1) Die Beträge im Entwurf der Mehrjahres- und Jahres-
programme der Mitgliedstaaten nach Artikel 17 bzw. Artikel 19,
in den bescheinigten Ausgabenerklärungen und in den Zahlungs-
anträgen nach Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe o, die in dem
Fortschrittsbericht über die Durchführung des Jahresprogramms
nach Artikel 37 Absatz 4 und in dem Schlussbericht über die
Durchführung des Jahresprogramms nach Artikel 49 genannten
Ausgaben werden in Euro angegeben.

(2) Die Finanzierungsentscheidungen der Kommission zur
Billigung der Jahresprogramme der Mitgliedstaaten nach Arti-
kel 19 Absatz 4 Unterabsatz 3 sowie die von der Kommission
vorgenommenen Mittelbindungen und Zahlungen lauten auf
Euro und werden in Euro ausgeführt.

28.6.2007 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 168/31



(3) Die Mitgliedstaaten, die den Euro zum Zeitpunkt des
Zahlungsantrags nicht als Währung eingeführt haben, rechnen
die in ihrer Landeswährung verauslagten Ausgabenbeträge in
Euro um. Die Umrechnung erfolgt anhand des monatlichen
Buchungskurses der Kommission, der in dem Monat gilt, in dem
die Ausgaben in den Büchern der zuständigen Behörde des
betreffenden Programms verbucht wurden. Dieser Kurs wird von
der Kommission jeden Monat elektronisch veröffentlicht.

(4) Wird der Euro als Währung eines Mitgliedstaats eingeführt,
so wird die in Absatz 3 beschriebene Umrechnung weiterhin auf
alle Ausgaben angewandt, die vor dem Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des festen Umrechnungskurses zwischen der Landes-
währung und dem Euro in den Büchern der
Bescheinigungsbehörde verbucht worden sind.

Artikel 36

Mittelbindungen

Die Bindung der Haushaltsmittel der Gemeinschaft erfolgt
jährlich auf der Grundlage der Finanzierungsentscheidung der
Kommission zur Billigung des Jahresprogramms nach Artikel 19
Absatz 4 Unterabsatz 3.

Artikel 37

Zahlungen — Vorfinanzierung

(1) Die Kommission zahlt die Beiträge des Fonds entsprechend
den Mittelbindungen aus.

(2) Die Zahlungen erfolgen als Vorfinanzierung und als
Restzahlung. Sie werden an die von dem Mitgliedstaat benannte
zuständige Behörde geleistet.

(3) Eine erste Vorfinanzierung in Höhe von 50 % des in der
Finanzierungsentscheidung zur Billigung des Jahresprogramms
zugewiesenen Betrags wird dem Mitgliedstaat binnen 60 Tagen
nach Annahme der Finanzierungsentscheidung ausgezahlt.

(4) Eine zweite Vorfinanzierung erfolgt binnen höchstens drei
Monaten, nachdem die Kommission innerhalb von zwei
Monaten nach der förmlichen Einreichung eines Zahlungsantrags
durch einen Mitgliedstaat einen Fortschrittsbericht über die
Durchführung des Jahresprogramms und eine gemäß Artikel 27
Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 33 erstellte bescheinigte
Ausgabenerklärung genehmigt hat, der zufolge mindestens 60 %
des Betrags der ersten Vorfinanzierung verausgabt wurden.

Der Betrag der zweiten Vorfinanzierung der Kommission beläuft
sich auf höchstens 50 % des in der Finanzierungsentscheidung
zur Billigung des Jahresprogramms zugewiesenen Gesamtbe-
trags; hat der Mitgliedstaat auf einzelstaatlicher Ebene einen
geringeren Betrag gebunden, als in der Finanzierungsentschei-
dung zur Billigung des Jahresprogramms angegeben war, so
übersteigt dieser Betrag auf keinen Fall den Saldo zwischen dem
Betrag der Gemeinschaftsmittel, die der Mitgliedstaat für die im
Rahmen des Jahresprogramms ausgewählten Maßnahmen tat-
sächlich gebunden hat, und dem Betrag der ersten Vorfinanzie-
rung.

(5) Ein Zinsertrag aus Vorfinanzierungen wird dem betref-
fenden Jahresprogramm als Mittelbetrag für den Mitgliedstaat
zum Zwecke der nationalen öffentlichen Beteiligung gutge-
schrieben und ist der Kommission zum Zeitpunkt der Aus-
gabenerklärung im Zusammenhang mit dem Schlussbericht über
die Durchführung des betreffenden Jahresprogramms zu melden.

(6) Die Vorfinanzierungsbeträge werden beim Abschluss des
Jahresprogramms verrechnet.

Artikel 38

Restzahlung

(1) Die Kommission zahlt den Restbetrag, sofern ihr spätestens
neun Monate nach Ablauf der in der Finanzierungsentscheidung
zur Billigung des Jahresprogramms festgesetzten Frist für die
Förderfähigkeit der Ausgaben folgende Unterlagen übermittelt
wurden:

a) eine gemäß Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 33
ordnungsgemäß erstellte bescheinigte Ausgabenerklärung
und eine Aufforderung zur Zahlung des Restbetrags oder
eine Erklärung über die Rückzahlung;

b) der Schlussbericht über die Durchführung des Jahrespro-
gramms nach Artikel 49;

c) der jährliche Prüfbericht, die Stellungnahme und die
Erklärung nach Artikel 28 Absatz 3.

Die Zahlung des Restbetrags setzt die Annahme des Schluss-
berichts über die Durchführung des Jahresprogramms und der
Erklärung zur Bewertung der Gültigkeit des Antrags auf Zahlung
des Restbetrags voraus.

(2) Legt die zuständige Behörde die nach Absatz 1 erforder-
lichen Unterlagen nicht fristgerecht in entsprechender Form vor,
so hebt die Kommission den Teil einer Mittelbindung für ein
Jahresprogramm auf, der nicht für die Vorfinanzierung in
Anspruch genommen wurde.

(3) Das automatische Aufhebungsverfahren nach Absatz 2
wird in Bezug auf den Betrag für die betreffenden Projekte
ausgesetzt, wenn zum Zeitpunkt der Vorlage der Unterlagen nach
Absatz 1 Gerichts- oder Verwaltungsverfahren mit aufschieben-
der Wirkung in einem Mitgliedstaat anhängig sind. Der
Mitgliedstaat macht im Schlussbericht ausführliche Angaben zu
solchen Projekten und übermittelt alle sechs Monate Fort-
schrittsberichte über diese Projekte. Binnen drei Monaten nach
Abschluss der Gerichts- oder Verwaltungsverfahren legt der
Mitgliedstaat die nach Absatz 1 erforderlichen Unterlagen für die
betreffenden Projekte vor.

(4) Die Frist von neun Monaten nach Absatz 1 wird ausgesetzt,
wenn die Kommission gemäß Artikel 40 eine Entscheidung zur
Aussetzung der Kofinanzierung für das betreffende Jahres-
programm angenommen hat. Die Frist läuft ab dem Zeitpunkt
weiter, zu dem dem Mitgliedstaat die Entscheidung der
Kommission nach Artikel 40 Absatz 3 mitgeteilt wurde.

(5) Unbeschadet des Artikels 39 unterrichtet die Kommission
den Mitgliedstaat binnen sechs Monaten nach Erhalt der
Unterlagen nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels über den
Betrag der Ausgaben, deren Förderfähigkeit aus dem Fonds sie
anerkannt hat, und über eventuelle Finanzkorrekturen aufgrund
der Differenz zwischen den geltend gemachten Ausgaben und
jenen Ausgaben, deren Förderfähigkeit anerkannt wurde. Der
Mitgliedstaat kann binnen drei Monaten Bemerkungen dazu
abgeben.
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(6) Binnen drei Monaten nach Erhalt der Bemerkungen des
Mitgliedstaats entscheidet die Kommission über den Betrag der
Ausgaben, deren Förderfähigkeit aus dem Fonds sie anerkennt,
und fordert den Differenzbetrag zwischen den endgültig aner-
kannten Ausgaben und den bereits an diesen Mitgliedstaat
ausgezahlten Beträgen zurück.

(7) Vorbehaltlich verfügbarer Mittel zahlt die Kommission den
Restbetrag binnen höchstens 60 Tagen ab dem Zeitpunkt, zu
dem sie die Unterlagen nach Absatz 1 angenommen hat. Der
Restbetrag der Mittelbindung wird innerhalb von sechs Monaten
nach der Zahlung aufgehoben.

Artikel 39

Zurückhalten der Zahlungen

(1) Der bevollmächtigte Anweisungsbefugte im Sinne der
Haushaltsordnung hält die Zahlungen für bis zu sechs Monate
zurück, wenn

a) ein Bericht einer nationalen oder gemeinschaftlichen Prüf-
stelle Hinweise auf erhebliche Mängel in der Funktionsweise
der Verwaltungs- und Kontrollsysteme enthält,

b) er zusätzliche Überprüfungen infolge von ihm zur Kenntnis
gebrachten Informationen auszuführen hat, durch die er
darauf aufmerksam wurde, dass Ausgaben in einer
bescheinigten Ausgabenerklärung mit einer schweren
Unregelmäßigkeit im Zusammenhang stehen, die nicht
behoben wurde.

(2) Der Mitgliedstaat und die zuständige Behörde werden
unverzüglich über die Gründe für das Zurückhalten der
Zahlungen unterrichtet. Die Zahlungen werden so lange zurück-
gehalten, bis der Mitgliedstaat die erforderlichen Maßnahmen
trifft.

Artikel 40

Aussetzung der Zahlungen

(1) Die Kommission kann alle oder einen Teil der Vorfinanzie-
rungen und Restzahlungen aussetzen, wenn

a) das Verwaltungs- und Kontrollsystem für das Programm
einen gravierenden Mangel aufweist, der die Zuverlässigkeit
des Verfahrens der Ausgabenbescheinigung beeinträchtigt
und nicht Gegenstand von Abhilfemaßnahmen war, oder

b) die Ausgaben in einer bescheinigten Ausgabenerklärung
mit einer schweren Unregelmäßigkeit im Zusammenhang
stehen, die nicht behoben wurde, oder

c) ein Mitgliedstaat seine Pflichten nach den Artikeln 29 und
30 nicht erfüllt hat.

(2) Die Kommission trifft die Entscheidung über die Aus-
setzung der Vorfinanzierungen und der Restzahlungen, nachdem
sie dem Mitgliedstaat eine Frist von drei Monaten eingeräumt hat,
um sich zu äußern.

(3) Die Kommission hebt die Aussetzung der Vorfinanzie-
rungen und der Restzahlungen auf, wenn sie zu der Auffassung

gelangt, dass der Mitgliedstaat die für die Aufhebung der
Aussetzung erforderlichen Maßnahmen getroffen hat.

(4) Ergreift der Mitgliedstaat die erforderlichen Maßnahmen
nicht, so kann die Kommission gemäß Artikel 44 die vollständige
oder teilweise Streichung des Gemeinschaftsbeitrags zu dem
Jahresprogramm beschließen.

Artikel 41

Aufbewahrung von Belegen

Unbeschadet der Bestimmungen für staatliche Beihilfen gemäß
Artikel 87 des Vertrags trägt die zuständige Behörde dafür Sorge,
dass sämtliche Belege für Ausgaben und Prüfungen im Rahmen
der betreffenden Programme zur Einsicht durch die Kommission
und den Rechnungshof nach Abschluss der Programme gemäß
Artikel 38 Absatz 1 fünf Jahre lang aufbewahrt werden.

Dieser Zeitraum wird im Falle von Gerichtsverfahren oder auf
ordnungsgemäß begründeten Antrag der Kommission unter-
brochen.

Die Belege sind entweder im Original oder in beglaubigter
Fassung auf üblichen Datenträgern aufzubewahren.

KAPITEL VIII

FINANZKORREKTUREN

Artikel 42

Finanzkorrekturen durch die Mitgliedstaaten

(1) Die Mitgliedstaaten sind in erster Linie dafür verantwortlich,
Unregelmäßigkeiten zu untersuchen, bei nachgewiesenen erheb-
lichen Änderungen, die sich auf die Art oder die Bedingungen für
die Durchführung oder Kontrolle der Programme auswirken, zu
handeln und die erforderlichen Finanzkorrekturen vorzunehmen.

(2) Die Mitgliedstaaten nehmen die Finanzkorrekturen vor, die
aufgrund der im Rahmen von Maßnahmen oder Jahrespro-
grammen festgestellten vereinzelten oder systembedingten
Unregelmäßigkeiten notwendig sind.

Die von den Mitgliedstaaten vorgenommenen Korrekturen
bestehen in der Aufhebung und gegebenenfalls der Wieder-
einziehung des gesamten Gemeinschaftsbeitrags oder eines Teils
davon. Wird der entsprechende Betrag nicht in der von dem
betreffenden Mitgliedstaat festgelegten Frist zurückgezahlt, so
sind Verzugszinsen in Höhe des in Artikel 45 Absatz 2
festgelegten Satzes zu entrichten. Die Mitgliedstaaten berücksich-
tigen Art und Schweregrad der Unregelmäßigkeiten sowie den
dem Fonds entstandenen finanziellen Verlust.

(3) Im Falle systembedingter Unregelmäßigkeiten umfassen die
Untersuchungen des betreffenden Mitgliedstaats alle möglicher-
weise betroffenen Operationen.

(4) Die Mitgliedstaaten nehmen in den Schlussbericht über die
Durchführung des Jahresprogramms nach Artikel 49 eine
Aufstellung der für das betreffende Jahresprogramm eingeleiteten
Aufhebungsverfahren auf.
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Artikel 43

Rechnungsprüfung und Finanzkorrekturen durch die
Kommission

(1) Unbeschadet der Befugnisse des Rechnungshofs und der
von den Mitgliedstaaten gemäß den einzelstaatlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften durchgeführten Kontrollen können
Beamte der Kommission oder deren ermächtigte Vertreter die
aus dem Fonds finanzierten Maßnahmen sowie die Verwaltungs-
und Kontrollsysteme vor Ort unter anderem im Wege des
Stichprobenverfahrens kontrollieren, wobei die Kontrollen min-
destens drei Arbeitstage vorher angekündigt werden müssen. Die
Kommission setzt den betreffenden Mitgliedstaat davon in
Kenntnis, damit ihr die erforderliche Unterstützung zuteil wird.
An solchen Kontrollen können Beamte oder ermächtigte
Vertreter des betreffenden Mitgliedstaats teilnehmen.

Die Kommission kann von dem betreffenden Mitgliedstaat eine
Kontrolle vor Ort zur Überprüfung der Ordnungsmäßigkeit eines
oder mehrerer Vorgänge verlangen. An solchen Kontrollen
können Beamte der Kommission oder deren ermächtigte
Vertreter teilnehmen.

(2) Stellt die Kommission nach den erforderlichen Überprüfun-
gen fest, dass ein Mitgliedstaat seine Pflichten nach Artikel 29
nicht erfüllt, so setzt sie die Vorfinanzierungen oder die
Restzahlungen gemäß Artikel 40 aus.

Artikel 44

Kriterien für Finanzkorrekturen

(1) Die Kommission kann Finanzkorrekturen vornehmen,
indem sie den Gemeinschaftsbeitrag zu einem Jahresprogramm
ganz oder teilweise streicht, wenn sie nach der notwendigen
Untersuchung zu dem Schluss gelangt, dass

a) das Verwaltungs- und Kontrollsystem für das Programm
einen gravierenden Mangel aufweist, der den bereits für das
Programm gezahlten Gemeinschaftsbeitrag infrage stellt;

b) die in einer bescheinigten Ausgabenerklärung geltend
gemachten Ausgaben Unregelmäßigkeiten aufweisen und
von dem Mitgliedstaat nicht vor Einleitung des Finanz-
korrekturverfahrens nach diesem Absatz berichtigt wurden;

c) ein Mitgliedstaat vor Einleitung des Finanzkorrekturver-
fahrens nach diesem Absatz seine Pflichten nach Artikel 29
nicht erfüllt hat.

Die Kommission trifft ihre Entscheidung nach Berücksichtigung
einer etwaigen Stellungnahme des Mitgliedstaats.

(2) Die Kommission stützt sich bei ihren Finanzkorrekturen auf
einzelne ermittelte Unregelmäßigkeiten, um eine pauschale oder
extrapolierte Finanzkorrektur festzusetzen, wobei sie berücksich-
tigt, ob eine Unregelmäßigkeit systembedingt ist. Betrifft die
Unregelmäßigkeit eine Ausgabenerklärung, für die zuvor von der
Prüfbehörde gemäß Artikel 28 Absatz 3 Buchstabe b ange-
messene Gewähr geleistet wurde, so geht die Kommission davon
aus, dass ein systembedingter Fehler vorliegt, und wendet eine
pauschale oder extrapolierte Korrektur an, es sei denn, der

Mitgliedstaat kann diese Annahme binnen drei Monaten durch
Beibringen von Beweisen widerlegen.

(3) Die Kommission setzt die Höhe einer Korrektur nach
Maßgabe der Schwere der Unregelmäßigkeit sowie des Umfangs
und der finanziellen Auswirkungen der in dem betreffenden
Jahresprogramm festgestellten Mängel fest.

(4) Stützt die Kommission ihre Position auf Feststellungen
kommissionsexterner Prüfer, so trifft sie ihre eigenen Schlussfol-
gerungen in Bezug auf die finanziellen Auswirkungen erst,
nachdem sie die von dem betreffenden Mitgliedstaat gemäß
Artikel 30 getroffenen Maßnahmen, die Berichte über die
mitgeteilten Unregelmäßigkeiten und alle Antworten des
Mitgliedstaats geprüft hat.

Artikel 45

Rückzahlung

(1) Jede Rückzahlung an den Gesamthaushaltsplan der Euro-
päischen Union hat vor dem Fälligkeitsdatum zu erfolgen, das in
der gemäß Artikel 72 der Haushaltsordnung ausgestellten
Einziehungsanordnung festgesetzt ist. Dieses Fälligkeitsdatum
ist der letzte Tag des zweiten Monats, der dem Monat folgt, in
dem die Einziehungsanordnung ergangen ist.

(2) Wird die Rückzahlung verspätet geleistet, so sind für die
Zeit ab dem Fälligkeitsdatum bis zum Tag der tatsächlichen
Zahlung Verzugszinsen fällig. Dabei wird der von der Euro-
päischen Zentralbank für ihre Hauptrefinanzierungsgeschäfte
zugrunde gelegte und am ersten Kalendertag des Fälligkeits-
monats geltende Zinssatz, der im Amtsblatt der Europäischen
Union, Reihe C, veröffentlicht wird, zuzüglich dreieinhalb
Prozentpunkten, angewandt.

Artikel 46

Pflichten der Mitgliedstaaten

Die Pflicht eines Mitgliedstaats, Einziehungen gemäß Artikel 42
vorzunehmen, wird von einer Finanzkorrektur durch die
Kommission nicht berührt.

KAPITEL IX

ÜBERWACHUNG, BEWERTUNG UND BERICHTE

Artikel 47

Überwachung und Bewertung

(1) Die Kommission führt in Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten eine regelmäßige Überwachung des Fonds durch.

(2) In Partnerschaft mit den Mitgliedstaaten bewertet sie den
Fonds unter dem Aspekt der Relevanz, der Effizienz und der
Auswirkungen der Maßnahmen unter Berücksichtigung des
allgemeinen Ziels nach Artikel 2 im Rahmen der Vorbereitungen
für die Berichte nach Artikel 48 Absatz 3.

(3) Sie bewertet ferner die Komplementarität zwischen den im
Rahmen des Fonds durchgeführten Maßnahmen und den
Maßnahmen im Zusammenhang mit anderen einschlägigen
Politiken, Instrumenten und Initiativen der Gemeinschaft.
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Artikel 48

Berichterstattungspflichten

(1) Die zuständige Behörde jedes Mitgliedstaats trifft die
erforderlichen Vorkehrungen, um die Überwachung und Bewer-
tung der Projekte zu gewährleisten.

Zu diesem Zweck werden in die Vereinbarungen und Verträge,
die sie mit den für die Durchführung der Maßnahmen verant-
wortlichen Einrichtungen schließt, Bestimmungen aufgenom-
men, nach denen regelmäßig detaillierte Berichte über den Stand
der Durchführung und Verwirklichung der verfolgten Ziele
vorzulegen sind; sie sind die Grundlage für den Fortschrittsbe-
richt bzw. den Schlussbericht über die Durchführung des
Jahresprogramms.

(2) Die Mitgliedstaaten legen der Kommission folgende Berichte
vor:

a) bis zum 30. Juni 2010 einen Bewertungsbericht über die
Durchführung der aus dem Fonds kofinanzierten Maß-
nahmen;

b) bis zum 30. Juni 2012 für den Zeitraum 2007 bis 2010
bzw. bis zum 30. Juni 2015 für den Zeitraum 2011 bis
2013 einen Bewertungsbericht über die Ergebnisse und
Auswirkungen der aus dem Fonds kofinanzierten Maß-
nahmen.

(3) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem
Rat, dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und
dem Ausschuss der Regionen folgende Berichte vor:

a) bis zum 30. Juni 2009 einen Bericht über die und eine
Überprüfung der Anwendung der in Artikel 12 genannten
Kriterien für die Aufteilung der Mittel auf die Mitglied-
staaten, dem erforderlichenfalls Änderungsvorschläge bei-
zufügen sind;

b) bis zum 31. Dezember 2010 einen Zwischenbericht über
die bisherigen Ergebnisse und die Durchführung des Fonds
in qualitativer und quantitativer Hinsicht, dem ein Vor-
schlag für die künftige Entwicklung des Fonds beizufügen
ist;

c) bis zum 31. Dezember 2012 für den Zeitraum 2007 bis
2010 bzw. bis zum 31. Dezember 2015 für den Zeitraum
2011 bis 2013 einen Ex-post-Bewertungsbericht.

Artikel 49

Schlussbericht über die Durchführung des
Jahresprogramms

(1) Der Schlussbericht über die Durchführung des Jahrespro-
gramms umfasst folgende Informationen, die einen klaren
Überblick über die Durchführung des Programms geben:

a) die finanzielle und operative Durchführung des Jahrespro-
gramms;

b) den Fortschritt bei der Durchführung des Mehrjahres-
programms und seiner Prioritäten in Bezug auf die
spezifischen, überprüfbaren Einzelziele; dabei sind die
Indikatoren soweit möglich zu quantifizieren;

c) die von der zuständigen Behörde getroffenen Vorkehrungen
zur Sicherung der Qualität und Wirksamkeit der Durch-
führung; hierzu gehören insbesondere:

i) die Maßnahmen zur Überwachung und Bewertung,
einschließlich der Modalitäten für die Datenerfassung;

ii) eine zusammenfassende Darstellung der wesentlichen
bei der Durchführung des operationellen Programms
aufgetretenen Probleme und der etwaigen Abhilfe-
maßnahmen;

iii) die Inanspruchnahme von technischer Hilfe;

d) die Maßnahmen zur Information über die Jahres- und
Mehrjahresprogramme und entsprechende Bekanntma-
chungen.

(2) Der Bericht wird als annehmbar betrachtet, wenn er alle in
Absatz 1 genannten Angaben enthält. Die Kommission trifft
binnen zwei Monaten nach Vorlage aller Informationen nach
Absatz 1 eine Entscheidung zum Inhalt des Berichts der
zuständigen Behörde, die den Mitgliedstaaten mitgeteilt wird.
Äußert sich die Kommission nicht innerhalb der vorgesehenen
Frist, so gilt der Bericht als angenommen.

KAPITEL X

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

Artikel 50

Ausarbeitung des Mehrjahresprogramms

(1) Abweichend von Artikel 17 gilt für die Mitgliedstaaten
Folgendes:

a) so bald wie möglich nach dem 29. Juni 2007, jedoch
spätestens am 14. Juli 2007 benennen sie die nationale
zuständige Behörde im Sinne des Artikels 24 Absatz 1
Buchstabe a sowie gegebenenfalls die beauftragte Behörde;
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b) bis zum 30. September 2007 legen sie die Beschreibung der
Verwaltungs- und Kontrollsysteme gemäß Artikel 31
Absatz 2 vor.

(2) Bis zum 1. Juli 2007 legt die Kommission den Mitglied-
staaten Folgendes vor:

a) eine Schätzung der ihnen für das Haushaltsjahr 2007
zugewiesenen Beträge;

b) Schätzungen der Beträge, die ihnen für die Haushaltsjahre
2008 bis 2013 zugewiesen werden sollen; diese Schät-
zungen beruhen auf einer Extrapolation der Berechnung für
die Schätzung für das Haushaltsjahr 2007, unter Berück-
sichtigung der jährlichen Mittelbindungen für die Jahre
2007 bis 2013 gemäß dem Finanzrahmen.

Artikel 51

Ausarbeitung der Jahresprogramme 2007 und 2008

(1) Abweichend von Artikel 19 gilt folgender Zeitplan für die
Durchführung in den Haushaltsjahren 2007 und 2008:

a) bis zum 1. Juli 2007 legt die Kommission den Mitglied-
staaten eine Schätzung der ihnen für das Haushaltsjahr
2007 zugewiesenen Beträge vor;

b) bis zum 1. Dezember 2007 legen die Mitgliedstaaten der
Kommission den Entwurf des Jahresprogramms für 2007
vor;

c) bis zum 1. März 2008 legen die Mitgliedstaaten der
Kommission den Entwurf des Jahresprogramms für 2008
vor.

(2) Was das Jahresprogramm 2007 betrifft, so können die
Ausgaben, die zwischen dem 1. Januar 2007 und dem Tag, an
dem die Finanzierungsentscheidung zur Billigung des Jahrespro-
gramms des betreffenden Mitgliedstaats angenommen wird,
bereits getätigt wurden, für eine Unterstützung durch den Fonds
in Frage kommen.

(3) Damit 2008 Finanzierungsentscheidungen zur Billigung
des Jahresprogramms für 2007 angenommen werden können,
schätzt die Kommission, welcher nach Artikel 12 zu berech-
nende Betrag den Mitgliedstaaten voraussichtlich zuzuweisen

sein wird, und bindet die entsprechenden Mittel im Gemein-
schaftshaushalt 2007.

KAPITEL XI

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 52

Ausschuss

(1) Die Kommission wird von dem gemeinsamen Ausschuss
„Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ unterstützt, der
durch die Entscheidung Nr. 574/2007/EG eingerichtet wird.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Artikel 53

Überprüfung

Der Rat überprüft diese Entscheidung auf Vorschlag der
Kommission bis zum 30. Juni 2013.

Artikel 54

Inkrafttreten und Anwendung

Diese Entscheidung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Entscheidung gilt ab 1. Januar 2007.

Artikel 55

Adressaten

Diese Entscheidung ist gemäß dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Luxemburg am 25. Juni 2007.

Im Namen des Rates

Der Präsident

A. SCHAVAN
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